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Bochiimer Studenten Zeitung 

Universität bochum und klinikum essen 

AStA zum: 

Hochschulrahmengesetz 

2. Teil: Studentische Interessenvertretung 

Die Asten und Fachschaften als zentrale und relativ unabhängige Inter- 
essenvertretungen der Studenten bilden für Kapital und Staat einen 
großen Unsicherheitsfaktor, wenn es darum geht, demnächst die aggres- 
siven Veränderungen der Studien- und Prüfungsbedingungen reibungs- 
los und ohne erheblichen Widerstand durchzuführen. Bislang war der 
Kampf der Studenten wesentlich durch den Kampf um Öffentlichkeit der 
Gremien, um paritätische Satzungen und Verfassungen bestimmt. Doch 
was jetzt bevorsteht, ist, daß die Studenten unmittelbar zu spüren be- 
kommen, was die verschiedenen Hochschulgesetze erst einmal legalisiert 
haben: nämlich die einschneidenden Veränderungen in Hinsicht auf tota- 
len Numerus clausus, Kurzstudium, staatlich verordnete Stundenpläne 
zum Studium, Überwachung des Studiums, Prüfungsverschärfungen, Ein- 
führung des Studienjahres, usw. usw. Das bedeutet, daß eine massive 
Unruhe unter den Studenten zu erwarten steht. 

Deshalb gilt es für Staat und Ka- 
pital, die zentralen Interessenver- 
tretungen der Studenten aufzulö- 
sen. Das geht einmal durch den 
hartep Weg: d. h. die direkte Zer- 
schlagung, wie wir sie in Darmstadt 
und Heidelberg erlebt haben. Ein 
zweiter ist der der friedlichen In- 
tegration und Auflösung. Das beste 
Beispiel ist dafür Berlin. Der AStA 
ist aufgelöst. Die Studentenschaft 
ist atomisiert in Grüppchen und 
Einzelkämpfern, die sich auf die 
vielen Uni- und Abteilungsgremien 
verteilen. Ein realer studentischer 
Interessenskampf existiert nicht 
mehr. Gremiengerangel und Rote- 
Zellen-Wühlerei ist übriggeblieben. 

TERMIN 

Die Bewohner der Akafö-Woh- 
nungen in der Hustadt sollen 
ohne Einhaltung der Kündi- 
gungsfristen durch die Univer- 
waltung umquartiert werden 
an die Overbergstraße. Um 
den Wohnraum in der Hu- 
stadt zu erhalten, findet am 
MONTAG, 23. 11., 18 Uhr, 
MENSA, eine VERSAMM- 
LUNG der betroffenen HU- 
STADTSTUDENTEN statt. 

Und dieser Weg wird in dem 
Hochschulgesetz NRW und bundes- 
einheitlich im Hochschulrahmenge- 
setz eingeschlagen. Die Studenten 
sollen mitwirken bei der Hoch- 
schulselbstverwaltung, und nur das 
und sonst nichts. „Für die Mitwir- 
kung notwendige Einrichtungen 
oder Mittel stellt die Hochschule 
zur Verfügung" (§ 24, HSchG NRW). 
Das bedeutet die Auflösung der 
verfaßten Studentenschaft, die 
zwar im Gesetz noch offengelassen 
wird, wenn jedoch einmal die Stu- 
denten in die Mitwirkungsgremien 
integriert sind, aufgelöst in einzel- 
ne Mitwirkungsagenten, dann ist 
es ein Leichtes, die verfaßte Stu- 
dentenschaft aufzuheben, da dann 
kein ernsthafter Widerstand mehr 
zu erwarten ist. Das bedeutet: Der 
Kampf der Studenten für ihre In- 
teressen gegen die Angriffe des 
bürgerlichen Staates ist tot. Und 
darauf spekulieren die Herren im 
KuMi und Bundeswissenschaftsmi- 
nisterium. So schrieb der Minister- 
präsident im Erlaß zur RUB-Ver- 
fassung, daß „die Universität sich 
nun entscheiden muß, ob sie an der 
bisherigen Studentenschaft mit 
Beitragsrecht festhalten will", oder 
ob sie schon im Vorgriff auf die 
Regelung des § 24 HSchG (der In- 
tegrationsparagraph) eine Studen- 

tenschaft ohne Beitragsrecht 
wünscht, d. h. eine Studentenschaft 
ohne Apparat, zerstückelt in einige 
Gremienhocker, festgebunden an 
die Hochschulbürokratie. — Das, 
was in fast allen Landes-Hoch- 
schulgesetzen festgelegt ist, soll 
durch das Hochschulrahmengesetz 
bundesweit durchgebracht werden. 

§ 13: „Die Mitwirkung an der 
Selbstverwaltung ist Recht und 
Pflicht aller ihrer Mitglieder." Die 
Hochschule stellt die Mittel dazu 
zur Verfügung. Damit diese 
Zwangsintegration auch voll zum 
Tragen kommt, gibt es den Absatz: 
„Wenn an der Wahl zu einem Kol- 
legialorgan weniger als 50 Prozent 
der wahlberechtigten Angehörigen 
einer Mitgliedergruppe teilgenom- 
men haben, so verringert sich die 
Zahl der dieser Mitgliedergruppe 
zustehenden Sitze. Das Nähere ist 
durch Gesetz zu regeln." Im NRW- 
HSchG steht, daß sich dann die 
Zahl der Sitze für diese Gruppe um 
die Hälfte vermindert. Erst die 
staatlicheVerpflichtung auf Mitwir- 
staatliche Verpflichtung auf Mitwir- 
kung, dann dieser 50-Prozent- 
Zwang, so atomisiert und integriert 
man die Studentenschaft. 

Die Rechtsstellung und die Fi- 
nanzierung werden nach dem zwei- 
ten Referentenentwurf vom 2. Okt. 
„durch das Gesetz geregelt". D. h. 
hier hält man sich die Möglichkeit 
offen, durch ein Bundesgesetz ein 
für allemal die verfaßte Studenten- 
schaft aufzulösen. 

Was die Mitwirkung angeht, so 
wird festgestellt, daß die Studenten 
in Berufungs- und Forschungsan- 
gelegenheiten nichts zu sagen ha- 
ben. Denn so sagt der „Bund Frei- 
heit der Wissenschaft": „Grundvor- 
aussetzung der Freiheit der Wissen- 
schaft ist, daß ausschließlich Wis- 
senschaftler darüber entscheiden, 
wer als Wissenschaftler anerkannt 
wird." Bei näherer Betrachtung er- 
weist sich dieses Hochschulrahmen- 
gesetz als der eigentlich „prak- 
tische" Gründungsaufruf des „Bun- 
des Freiheit der Wissenschaft", 
während der in den Zeitungen ver- 
öffentlichte der ideologische Grün- 
dungsaufruf ist. 

Die Gefahr der Auflösung der 
verfaßten Studentenschaft ist keine 
Gefahr am fernen Hjorizont. Wie 
nahe diese Auflösung steht, zeigt 
Bayern, wo sie wahrscheinlich nach 
den Wahlen dieses Monats in An- 
griff genommen wird. Hamburg 
rechnet für Januar nächsten Jahres 
damit. 

Um den Kampf für unsere In- 
teressen zu stärken, um unsere Or- 
gane zu stärken, müssen wir uns 
selbst organisieren. Deshalb hat der 
AStA begonnen, Projektbereiche 
aufzubauen, in denen aktive Stu- 
denten aus Fachschaften, Basis- 
gruppen und Roten Zellen sich mit 
den zentralen Punkten des staat- 
lichen Angriffes auf unsere Ausbil- 
dung beschäftigen, zusammen mit 
dem AStA einheitliche Kampfmaß- 
nahmen beschließen und für sie 
einheitlich in den verschiedenen 
Abteilungen agitieren. Wir werden 
unsere Institutionen den Angriffen 
der Unternehmer nicht kampflos 
preisgeben. Wir müssen das Hoch- 
schulrahmengesetz bekämpfen. 

DARÜBER DISKUTIEREN WIR 
AM DONNERSTAG, DEM 19. 11., 
UM 14 UHR AUF DEM ASTA- 
TEACH-IN. 

Weg mit dem Hochschulrahmen- 
gesetz! Weg mit dieser Reaktion 
auf der ganzen Linie! 

Die Reaktion formiert sich! 

Heute, 14 Uhr, HIA, Teach-in zur Gründung 

des „Bundes Freiheit der Wissenschaft" 

Gründungskongreß des „Bundes Freiheit der Wissenschaft" am 18. November in Bad Godesberg 

Um „die Öffentlichkeit darüber 
aufzuklären, was an den Universi- 
täten wirklich geschieht und inwie- 
fern es dabei nicht nur um die Frei- 
heit der Wissenschaft, sondern 
auch um den freiheitlichen Staat 
geht", haben sich eine Handvoll 
Professoren, darunter einige, die 
sich bislang in der Rolle der „Re- 
former" gefielen (so z. B Rüegg, 
Lübbe) und sogenannte „Vertreter 
des öffentlichen Lebens" (Schmidt- 
Vockenhausen, SPD, Gerhard 
Schröder, CDU) zusammengetan, 
um zur Gründung eines „Bundes 
Freiheit der Wissenschaft" aufzu- 
rufen. Bevor der Aufruf als An- 
zeige in fast allen größeren Ta- 
geszeitungen erschienen war, hatten 
sie sich bereits mit dem Präsidium 
der CDU in einem ersten Gespräch 

„Mitte Oktober darüber verstän- 
digt, daß der Staat die „Freiheit 
der Wissenschaft" gegen „eine Po- 
litisierung aus anderen Bereichen 
der Gesellschaft sowie aus dem In- 
neren der Universität selbst" ver- 
teidigen müsse. 

In diesen Bestrebungen kommt 
klar zum Ausdruck, daß die Reak- 
tion an der Hochschule zur poli- 
tisch-ideologischen Offensive rü- 
stet. Nachdem die Herrschenden 
mit NRW-Hochschulgesetz, Leus- 
sinks Hochschulrahmengesetz und 
den Vorschlägen zu einer weiterge- 
reits auf anderen Gebieten gezeigt 
schaftlichen Lehrerstudiums be- 
henden Verschulung des unwissen- 
haben, wohin ihre „Reformen" ge- 
hen sollen, hat offensichtlich der 
„Bund Freiheit der Wissenschaft" 

die Funktion, die theoretisch-ideo- 
logischen Grundlagen der demo- 
kratisch-sozialistischen Bewegung 
an den Hochschulen anzugreifen 
und mittels Demagogie, Verleum- 
dung und unter Benutzung tradi- 
tioneller Studentenfeindlichkeit 
diesen Angriff in die arbeitende 
Bevölkerung zu tragen. 

Diese Intentionen lassen sich ein- 
deutig aus dem Gründungsaufruf 
ableiten. Sie können nur bekämpft 
werden durch eine verstärkte Pro- 
pagierung der Ziele der demokra- 
tischen Studentenbewegung sowie 
durch öffentlichkeitswirksame Ak- 
tionen, wie sie als Auftakt der vds 
mit einem Gegenkongreß zur Grün- 
dung des „Bundes Freiheit der Wis- 
senschaft" für den 18. Dez. plant. 

Fortsetzung auf Seite 4 

Zweckentfremdete Wohnheime 

Es fing an mit der AStA-Zeltaktion auf dem Husemannplatz, die die Gemüter (sprich: Presse) zwar sehr in 
Aufregung versetzte, aber erwartungsgemäß noch nicht viel erreichen konnte. Es war eine spontane Aktion; 
ungeplant, aus der dringenden Notwendigkeit heraus, irgend etwas zu tun, damit der Zimmernot abgeholfen 
werden konnte; nun, was heraussprang waren ein paar leere Häuser, ein paar Buden und die Zustimmung 
der Bevölkerung. Der AStA hat die Konsequenzen gezogen und in Weiterführung der einmal begonnenen 
Sache die Aktionsgemeinschaft Wohnkampagne gegründet. 

Am 4. 11. konstituierte sich die 
AG „Wohnkampagne", die sich zum 
Ziel gesetzt hat, reale Erfolge bei 
der Wohnraumbeschaffung für 
Studenten zu erkämpfen. Man hatte 
klar erkannt, daß der AStA hierzu 
nur die Schützenhilfe geben konn- 
te, denn die eigentlich Betroffe- 
nen müßten hier in erster Linie 
mitarbeiten. Da es unmöglich ist, 
mit bloßen Reformen die gesamt- 
gesellschaftliche Wohnungsnot zu 
beseitigen, kann es zur Zeit nur 
Ziel der AG sein, mit Aktionen die 
besonders krasse Situation auf dem 
Gebiet der Studentenwohneime 
aufzudecken. 

Zwei Objekte boten sich hier in 
Bochum geradezu an: einmal das 
Schwesternheim des Klinikums 
(jedem Autofahrer, der die Uni- 
straße hochfährt, ein täglicher An- 
blick) und zum zweiten die Sam- 
melgebäude an der Overbergstraße, 
wo das Institut für Leibesübungen 
untergebracht ist. Beide könnten 
für 700 Studenten eine Unterkunft 
sein, wenn sie nicht zweckentfrem- 
det würden: 
— das Schwesternheim, das erst in 
5 Jahren seiner eigentlichen Be- 
stimmung übergeben wird, ist zur 
Zeit besetzt von privaten Firmen 
(Architektenbüros, Elektrofirmen 
usw.) die zwar an der Universität 
arbeiten, aber dort auch ihren son- 
stigen Geschäften nachgehen (224 
Zimmer). Weitere 192 Zimmer wer- 
den von den Baustäben der Uni 
bewohnt, die bis 1968 bequem in 
Baracken wohnen konnten. 
— Die Sammelgebäude sollen zwar 
bis April freigemacht werden, aber 
listigerweise für diejenigen Stu- 
denten, die dann aus der Hustadt 
hinausfliegen. 

Die AG „Wohngemeinschaft" 
trat nun mit ganz konkreten Vor- 
stellungen an den zuständigen 
Mann der Uni heran, nämlich den 
Kanzler. Am 9. 11. trug man bei 
einem go-in im Kanzleramt die- 
sem folgende Forderungen vor: 
1. die privaten Unternehmen müs- 
sen sofort aus dem Schwestern- 
heim ausziehen und auf dem 
„freien" Wohnungsmarkt unterge- 
bracht werden. 

Go-in beim Kanzler 

2. Die Baustäbe sollten entweder in 
freie Räume der Uni oder in zu 
bauenden Baracken untergebracht 
werden. 
3. Die Sammelgebäude müssen in- 
nerhalb von 14 Tagen bezugsfertig 
gemacht werden und die Räume 
des Instituts für Leibesübungen bis 
Ende des Jahres. Die Räumung 
darf nicht den Zweck haben, aus 
der Hustadt geschmissene Studen- 
ten dort unterzubringen. 

Kanzler Seel reagierte in der Art 
eines klugen Taktikers und ver- 
sprach sofort 14 Zimmer in den 
Sammelgebäuden; andererseits er- 
klärte er sich nicht bereit, die an- 
deren Forderungen zu erfüllen und 
redete sich klug heraus: er erklär- 
te bis zum 1. 4. 1971 das Institut für 
Leibesübungen zu räumen, aber für 
Studenten aus der Hustadt, da die- 
se Wohnungen für Professoren und 
Assistenten benötigt werden (Lü) 
Und Schließlich und endlich sei er 
für das Schwesternheim nicht zu- 

Berlin: Rechte Schüsse 

In der Nacht zum Samstag ver- 
gangener Woche wurde ein Wach- 
soldat vor dem Ehrenmal der Ro- 
ten Armee in Westberlin durch 
Schüsse eines mittlerweile gefaß- 
ten rechtsradikalen Attentäters ver- 
letzt. Nach dessen eigenen Aussa- 
gen richtete sich die Tat gegen die 
Ratifizierung des Gewaltverzichts- 
vertrages zwischen der BRD und 
der UdSSR. 

Zweifellos ist dieses Attentat im 
Zusammenhang zu sehen mit den 
Hetzkampagnen seriös sich geben- 
der westdeutscher Politiker (Strauß, 
Thadden, Guttenberg) und deren 
blindwütigen Eleven. Die Gründung 
der „Aktion Widerstand" in Würz- 
burg war nicht der vorläufige 

Höhepunkt eines neuaufgelegten 
Chauvinismus in Deutschland, son- 
dern lediglich der Versuch einer Or- 
ganisierung aller nationalistischen 
Kräfte von der NPD über die Ver- 
triebenengruppen die NLA bis zur 
CDU/CSU. 

Die Mitglieder der „Eruopäischen 
Befreiungsbewegung", die in Ber- 
lin auf den Abzug drückten, be- 
finden sich — wie man sieht — in 
„bester Gesellschaft". Wenn man 
sie vor Gericht stellt, sollte man 
nicht alle die Leute übersehen, die 
den Boden für solche Auswüchse 
mitgeschaffen haben und die sich 
heute noch unverfroren dazu be- 
kennen. 

ständig, sondern der Herr Finanz- 
minister aus Düsseldorf. 

Die Rote Zelle Jura prüft inzwi- 
schen die rechtliche Lage dieses 
Falles. 

Über die konkreten nächsten Ak- 
tionen und eventuellen Besetzun- 
gen unterrichtet die Aktionsge- 
meinschaft „Wohnkampagne" wei- 
ter auf Flugblättern. 
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Letzte Meldung 

Staatskommissar 

an die RUB? 
Wie wir am Dienstag erfuhren, 
hat der Wissenschaftsminister 
des Landes NRW, Rau, es un- 
tersagt, daß das Bochumer UP 
einberufen wird (siehe Artikel 
„Rektor zurückgepfiffen" der 
letzten Ausgabe der BSZ). 

Damit hat sich der Streit 
um die Wahlordnung ausge- 
weitet. In Mißachtung des Ur- 
teils des Verwaltungsgerichts 
Gelsenkirchen hat Rau mit die- 
ser Weisung die Legislative der 
RUB für unbestimmte Zeit aus- 
geschaltet. 

Werden in Zukunft die Ge- 
schäfte des UP von einem noch 
einzusetzenden Staatskommis- 
sar geführt (wie es geplant 
ist)?? 

Der Kampf gegen diesen Ein- 
griff des Staates wird unsere 
Antwort sein. 

Freiheit für 

Angela Davis 
Angela Davis, ehem. Dozentin für 
Philosophie und Mitglied der KP 
der USA, ist in Lebensgefahr. Nach 
den Plänen der herrschenden Krei- 
se in den USA soll sie hingerich- 
tet werden als blutiges Exempel 
für alle diejenigen, die nicht mehr 
bereit sind die mörderische und 
faschistoide Nixon-Regierung zu 
dulden und die die Beseitigung der 
Ursachen des US-Imperialismus als 
wichtigstes Ziel ihrer politischen 
Praxis ansehen. Angela Davis, die 
gewissermaßen zugleich Repräsen- 
tantin der schwarzen Befreiungs- 
bewegung in den USA (Black Pan- 
ther) und der marxistischen Vor- 
hut des gesamten amerikanischen 
Proletariats (KP) ist, soll hinge- 
richtet werden für „Beihilfe zum 
Mord" obwohl offenkundig ist, daß 
die ihr zugeschobene Mittäterschaft 
nicht bewiesen ist, geschweige denn 
ein solcher Tatbestand eine Hin- 
richtung rechtfertigt. 

Diese Form des politischen Ju- 
stizmords hat Tradition in Ame- 
rika. Anfang der zwanziger Jahre 
waren es Sacco und Vanzetti, zwei 
anarchistische Arbeiter, die mit vor- 
geschobener Begründung stellver- 
tretend für die revolutionäre Ar- 
beiterbewegung verurteilt und hin- 

gerichtet wurden. Sieben Jahre 
dauerte der weltweite Kampf, an- 
geführt von der Komintern, für 
die Freilassung der beiden Arbei- 
ter. Die politischen Massenbewe- 
gungen, die damals stattfanden, 
wurden in Deutschland von der 
SPD-gelenkten Polizei brutal nie- 
dergeschlagen. Ein Arbeiter wurde 
getötet. 

Anfang der fünfziger Jahre wa- 
ren es die Geschwister Rosen- 
berg, angebliche Atomspione, die 
von den Hexenjägern Mc Carthys 
zum Tode verurteilt und ermordet 
wurden. Damals hatten namhafte 
Atomwissenschaftler erklärt, daß 
die „gefundenen" Zeichnungen auf 

^keinen Fall Konstruktionspläne 
von Nuklearwaffen seien, zudem 
seien diese Pläne bereits in der 
Fachliteratur veröffentlicht. 

Heute braucht die amerikanische 
Monopolbourgeoisie wieder ein 
Opfer. In Angela Davis hat man 
den Prototyp getroffen. Auf sie 
fallen alle anerzogenen Vorurteile 
der faschisierten Massen: schwarz 
und kommunistisch, Frau und In- 
tellektuelle. 

Am 20. November wird in New 
York ein Gericht über die Auslie- 
ferung von Angela Davis an den 
Bundesstaat Kalifornien beschlie- 
ßen. Eine Auslieferung an Kali- 
fornien aber, dessen faschistischer 
Gouverneur Reagan neben dem 
Südstaatler Wallace zum Expo- 
nenten der amerikanischen finster- 
sten Reaktion geworden ist, würde 
für Angela die sichere Gaskammer 
in St. Quentin bedeuten. 

Die praktische Solidarität aller 
demokratischen Kräfte ist die ein- 
zige Möglichkeit sie vor der Er- 
mordung zu retten. 

FREIHEIT FÜR ANGELA DAVIS! 
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NUMERUS CIAUSUS 

Nachdem die Maßnahmen der Kultusbürokratie zu teilweise katastrophalen Überfüllungen an 
den meisten Universitäten des Landes geführt haben, will man jetzt etwas „rationaler" und dra- 
stischer vorgehen. In der vorletzten BSZ hatten wir auf den „freundlichen Hinweis" von Herrn 
Nelles aufmerksam gemacht, daß demnächst mit einer totalen Zulassungssperre in den meisten 
Fächern zu rechnen sei. Genau so ist es eingetreten. Zu diesem Zweck hatte das Wissenschafts- 
ministerium eine Sitzung der Rektoren für den 10. 11. einberufen. Rein zufällig — durch Kon- 
taktaufnahme mit dem Bonner AStA — erfuhren wir davon. Auf unsere Anfrage beim zuständi- 
gen Referenten Nelles, bekamen wir den Bescheid: „Das können Sie nicht haben. Da gibt es 
einen Erlaß des Ministeriums, daß diese Angelegenheiten nur intern weitergegeben werden dür- 
fen." Damit waren wir von dieser Sitzung ausgeschlossen; als wir später das Ministerium nach 
einem solchen Erlaß fragten, kam heraus, daß es diesen überhaupt nicht gibt. 

So boykottieren diese Herren, die 
ständig von der Mitbestimmung 
auf dem Boden unserer Verfassung 
labern — und man kann hier nur 
sagen: labern — die Arbeit der stu- 
dentischen Interessenvertretung. 

Wir sind dennoch zusammen mit 
anderen ASten nach Düsseldorf zur 
Sitzung gefahren, um uns dort die 
Information zu holen und unsere 
Position darzulegen. Die zuständi- 
ge Kultus- und Hochschulbürokra- 
ten waren sichtlich überrascht über 
das „zahlreiche Erscheinen von 
Studenten". 

In der vierstündigen Diskussion 
kam dann heraus, was sich hinter 
dem harmlos deklarierten „ratio- 
nalen Verteilungsverfahren" ver- 
birgt: ein NC für die meisten Fä- 
cher. 

Für Ende Januar (31. 1.?) wird 
ein Voranmeldetermin für Studien- 
bewerber angesetzt. Sie sollen sich 
bei den jeweiligen Unis, die die 
Vororte für die einzelnen Fächer 
sind, mit ihrem Studienort- und 
Studienfachwunsch anmelden. Doch 
dieser Termin muß Ausschlußter- 
min sein, „sonst ist das Ganze sinn- 
los" (Faillard). Wer sich also erst 

am 1. Febr. anmeldet, muß bis zum 
15. Nov. auf der Wartebank sitzen 
(wir können ihm nur wünschen, 
daß er dann wenigstens einen Stu- 
dienplatz findet). 

Das „Verteilen" wurde so begrün- 
det: Wenn an einer Hochschule zu 
großer Andrang ist, dann müssen 
wir die Studenten auf andere Unis 
verteilen. Das heißt, daß an der er- 
sten Uni schon mal ein NC beste- 
hen muß. 100 werden eben aufge- 
nommen und nicht mehr. Doch 
wieviele soll man auf die anderen 
Unis verteilen?, war dann die Fra- 
ge. Auch hier sind fixe Zulassungs- 
zahlen notwendig. Das heißt: auch 
hier Numerus clausus. 

Und exakt für diese allgemeine 
Zulassungssperre setzten sich eini- 
ge Rektoren ein, allen voran und 
knallhart der Rektor der Uni Köln. 
Wir müssen ihm wegen seiner „Of- 
fenheit" danken. Gleichzeitig ver- 
suchen andere (dabei der „geschick- 
te" Faillard), diese Situation zu 
verschleiern, indem sie sagten, das 
wissen wir ja alles noch nicht, da 
keine umfassenden Kapazitätsan- 
gaben vorliegen. Doch die weiter 
anrollende Bewerberzahl und ge- 
rade die Überfüllung im letzten 

Semester (in NRW wie in der ge- 
samten BRD) zeigen eindeutig, daß 
die Studienplätze für die Abiturien- 
ten nicht ausreichen und in Zu- 
kunft immer weniger, daß man 
also die Universitäten dichtmachen 
muß. Und genau dazu waren die 
Herren Rektoren und Ministerial- 
dirigenten zusammengekommen. 
Die Maßnahmen, die sie planen, 
sollen die Anordnungen des 
HSchRG schon im vorhinein prak- 
tizieren. 

An Hand von Bewerbungsbogen 
sollen die Bewerber verteilt wer- 
den. Das Entscheidende ist, nach 
welchen Kriterien zugelassen und 
verteilt wird. Auf der Grundlage 
welcher Kriterien bekommt ein Be- 
werber keinen Studienplatz? Diese 
Frage wird die Ministerialbürorka- 
tie auf der nächsten Sitzung beant- 
worten müssen. Wir werden am 
Ball bleiben. 

Das, was der Personalberater der 
Deutschen Industrie schon lange 
aussprach, nämlich die totale Zu- 
lassungssperre an allen Unis, be- 
ginnt nun einzutreten. Der gemein- 
same Kampf der Schüler und Stu- 
denten kann und wird das verhin- 
dern. 

Hochschullehrer verhindern 

demokratische Verfassung 

Die Satzungsberatungen in der Ab- 
teilung für Mathematik (Ab. XI) 
sind am Veto der Ordinarien vor- 
läufig gescheitert. Der auf der 
Grundlage der Abteilungsversamm- 
lungsbeschlüsse erarbeitete drittel- 
paritätische Satzungsentwurf wur- 
de in der Abstimmung am 10. 11. 
1970 von der Abteilungsversamm- 
lung mit 28:9:1 angenommen, durch 
das Veto der Hochschullehrer in 
einem zweiten Wahlgang aber mit 
0:9:3 niedergestimmt. 

Damit ist an einer der größten 
Abteilungen der RUB eine demo- 
kratische Reform der Selbstver- 
waltungsstruktur von den Hoch- 
schullehrern abgelehnt worden. Das 
kann nicht ohne Auswirkungen auf 
die Verfassungswirklichkeit an der 
RUB bleiben, zumal sich auch in 
anderen Abteilungen ähnliche Ent- 
wicklungen zeigen. Hier ist eine 
konzertierte Reaktion am Werk. 

In den ersten sieben Sitzungen 
der Abteilungsversammlung war 
der Grundriß einer drittelparitäti- 
schen Satzung erarbeitet und mit 
großer Mehrheit beschlossen wor- 
den. Da aber wachten die Hoch- 
schullehrer auf. In der achten (8.!) 

Sitzung verlangten sie ultimativ für 
sich „Halbparität" in der Fakultät, 
dem geplanten Entscheidungsgre- 
mium der Abteilung. Außerdem 
sollte die Fakultät für die zentra- 
len Ressorts Forchungs-, Personal- 
und Finanzfragen zuständig sein. 

Drei Monate vorher, in der vier- 
ten Sitzung der Abteilungsver- 
sammlung war die Frage der Zu- 
sammensetzung der Fakultät aus- 
führlich diskutiert und abschlie- 
ßend behandelt worden. Der assi- 
stentische Kompromißvorschlag (3 
Hochschullehrer, 3 Assistenten, 3 
Studenten, 1 Mitarbeiter) würde 
mit großer Mehrheit angenommen. 
Von studentischer Seite wurde die 
Besetzung 2:2:3:1, von Seiten der 
Hochschullehrer 3:3:2:1 beantragt. 
Der einzige Vorschlag von selten 
der Hochschullehrer wich also nur 
geringfügig von der beschlossenen 
Fakultätsbesetzung (3:3:3:1) ab, 
während die Studenten im wesent- 
lichen bei ihrer Forderung nach 
Halbparität für ihre Gruppen blie- 
ben. 

Warum erklärten die Hochschul- 
lehrer vier Sitzungen später die 
beschlossene Fakultätsbesetzung für 

unannehmbar? Bis heute wurde für 
dieses widersprüchliche Verhalten 
keine inhaltliche Begründung ge- 
geben. Ein Hochschullehrer gab die 
Erklärung: „Wir haben bisher ge- 
schlafen." Die Hochschullehrer ver- 
mieden jede Diskussion ihrer For- 
derungen. Die beiden Hochschul- 
lehrer in der Satzungskommission, 
der Dekan Ehlich und der Prode- 
kan Ewald, traten aus der Sat- 
zungskommission aus. Alle in der 
Zwischenzeit unternommenen Kom- 
promißversuche scheiterten an der 
Intransingenz der Hochschullehrer, 
die von ihrer Forderung nach Halb- 
parität in entscheidenden Fragen 
nicht abgingen. 

Bei der Abstimmung am 10. 11. 
stellten sie dem Abteilungsver- 
sammlungsentwurf einen eigenen 
Satzungsentwurf entgegen (das Er- 
gebnis siehe oben). 

Frage: Wer hat die Ordinarien 
der Abteilung XI aufgeweckt? 
— Wer hat sie in die peinliche Lage 
gebracht, sich selbst bloßzustellen? 
— Wer hat ein Interesse daran, 
demokratische Mitbestimmung zu 
verhindern? 
Assistentenschaft der Abt. XI 

„die Schallplatte" 
Bochum 

Hans-Böckler-Straße 21 
Großes Angebot an Pop- 

und Jazz-Platten 
viele Sonderangebote 
große Importabteilung 

Projektbereich: 

Lehrerbildung 
Am 9. 11. trafen sich die Vertreter 
der Fachschaften im Gebäude IA 
5/88, um gemeinsam über Zielset- 
zung und organisatorischen Aufbau 
des Projektbereichs Lehrerausbil- 
dung zu diskutieren. Im wesentli- 
chen wurde dabei die Konzeption 
des AStA angenommen (s. letzte 
BSZ). Im Ergebnis der Diskussion 
kristallisierte sich die Notwendig- 
keit der Bildung zweier Arbeits- 
gruppen heraus, deren Zielsetzung 
wie folgt umrissen werden kann: 
* Arbeitsgruppe Sozialisation: 
Sie soll die Funktion des Lehrers 
im staatsmonopolitischen System 
untersuchen und seine Bedeutung 
sowohl für die Qualifikation der 
Ware Arbeitskraft entsprechend 
den von der Wirtschaft diktierten 
Bedürfnissen als auch zur ideolo- 
gischen Beeinflussung im Sinne der 
Systemstabilisierung offenlegen. 
* Arbeitsgruppe Lehrerausbil- 
dung: Ihr Aufgabenbereich liegt zu- 
nächst primär in der Analyse der 
von den Herrschenden geplanten 
„Reformbestrebungen" auf dem Ge- 
biet der Lehrerausbildung und de- 
ren massenwirksamen Verbreitung 
sowie in der Erarbeitung konkre- 
ter Kampfmaßnahmen, um diesen 
(in der vorletzten BSZ grob dar- 
gelegten Plänen) zu begegnen. 

Beide AGs haben ihre Tätigkeit 
bereits aufgenommen und treffen 
sich regelmäßig zu folgenden Ter- 
minen: 
* Sozialisation: montags, 16.00 h, 
IA 5/88 
* Lehrerausbildung: dienstags, 
12.00 h, AStA. 

AG Wirtschaftswissenschaft 

Eine Arbeitsgemeinschaft von in- 
teressierten Studenten der Abt. 
Wirtschaftswissenschaft soll in der 
nächsten Woche gegründet werden. 
Diese Gruppe soll die Aufgaben 
eines Projektbereiches, wie er im 
AStA-Aktionsprogramm gedacht 
ist, erfüllen. 
Thema dieser AG soll sein: 
Berufsbild des Wirtschaftswissen- 
schaftlers im Kapitalismus 
Hier ein Vorschlag für eine Auf- 
gliederung dieses Themas: 
I. Berufsperspektiven 
1. wohin gehen die Wiwis nach dem 
Studium 
2. an was arbeiten sie 
3. welche Funktion haben sie im 
Kapitalismus (Klassenanalyse). 
II. Bewußtseinsstand der Studenten 
1. soziale Herkunft 
2. Verbindung von soz. Herkunft 
und beruflicher Erwartung 
3. Beeinflussung der Erwartungs- 
ansprüche 
4. Beeinflussung durch Studienin- 
halte. 
III. Einflußnahme der Wirtschaft 
auf die Ausbildung 
1. Bedarfsplanung der Wirtschaft 
2. auf Studieninhalte (in den Stu- 
dienkommissionen) 
3. Verflechtung von Wirtschaft und 
Professoren 
4. Auftragsforschung 
IV. Ausbildung 
1. praxisfremde Ausbildung (kein 
Bezug zum Betrieb, dadurch Ver- 
schleierung der tatsächlichen Ver- 
hältnisse) 
2. Keine Behandlung des Marxis- 
mus 
3. Beschränkung auf bloße Effekti- 
vierung und Erklärung des beste- 
henden Wirtschaftssystems. 
4. Keine Ökonomie der sozialisti- 
schen Länder. 

Zur Effektivierung der Arbeit soll 
mit gleichartigen Gruppen an an- 
deren Universitäten oder Wirt- 

schaftsfachschulen zusammengear- 
beitet werden. Gleichzeitig muß ver- 
sucht werden, zu jedem Abschnitt 
Infos , herauszugeben oder in 
teach-ins die Problematik zu klä- 
ren. Erste Aufgabe der Gruppe 
wird es sein, eine ausführliche Li- 
teraturliste zu den einzelnen The- 
men anzufertigen. 

Die Gruppe wird eng mit der 
Fachschaft der Abt. VIII und dem 
AStA zusammenarbeiten, damit die 
Ergebnisse der Arbeit veröffent- 
licht werden können. 1. Sitzung 
ist am Mittwoch, dem 25. 11., 10.00 
Uhr Fachschaftsraum Wiwi IB 3/83. 

* 
Am 9. 11. fand die erste Fach- 

schaftsvollversammlung der Abt. 
VIII statt. Neben den Rechen- 
schaftsberichten wurden Berichte 
über den derzeitigen Stand der 
Prüfungskommissionen vorgetra- 
gen (Zwischenprüfung). Nachdem 
der alte Fachschaftsrat wegen Ab- 
lauf seiner Amtsperiode zurücktrat 
wurde ein neuer Fachschaftsrat ge- 
wählt, dem vorerst nur 4 Mitglie- 
der angehören: Trauten (BSU), 
Sommerfeld, Kretschmer und Ben- 
der (SHB). 

Der neue Fachschaftsrat wird in 
Kürze ein Info über den derzei- 
tigen Stand der Neuregelung der 
Zwischenprüfungsordnung vorle- 
gen. Vor Weihnachten wird noch 
eine Fachschaftsvollversammlung 
stattfinden, die sich u. a. auch mit 
diesem Thema auseinandersetzt. 
Der genaue Termin wird noch 
rechtzeitig bekanntgegeben. 

Rainer Bender 

Am Freitag, den 20.11., 
14.00 Uhr, AStA, Zi. 9, 
1. Sitzung der 
AG Technologie 
Themen: Perspektiven des 
Naturwissenschaftlers; Funk- 
tionen der Technik im Kapi- 
talismus; Auftragsforschung. 
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Neue SoWi-Fachschaft 

Auf der VV vom 5. 11. beteiligten sich ca. 140 Studenten an der 
Wahl eines sechsköpfigen Fachschaftsvorstandes. Mit diesem 
Akt wurde mit einer studentischen Politik gebrochen, deren Fol- 
gen sich in einer drei Semester andauernden Agonie zeigten. 
Eine auf der vorletzten VV gewählte Kommission legte am 5.11. 
einen Bericht über die Situation an der Abteilung vor. Dieser 
Bericht stellte eine Diskussionsgrundlage über die bisherige 
studentische Politik, die Berufungspolitik der Professoren der 
Abteilung, die Gremienpolitik, ein Fachschaftsprogramm und 
eine Satzung. 

Auf der VV wurde ein Konsens 
darüber gefunden, daß zwei grund- 
legende Fehler der bisherigen Po- 
litik unbedingt vermieden werden 
müssen. Erstens eine Fachschafts- 
politik, die von der studentischen 
Basis losgelöst handwerkelt und 
deshalb sehr leicht subjektivistische 
und voluntaristische Züge anneh- 
men wird, daß im Gegenteil der 
Fachschaftsvorstand sich vor den 
Studenten auf Vollversammlungen 
verantworten muß, sich hier die 
Anregungen und Initiativen für 
seine Politik holt und jederzeit ab- 
wählbar sein muß. Auf der ande- 
ren Seite muß radikal mit der „re- 
volutionären Minderheitenstrate- 
gie" gebrochen werden, denn die 
Interessen der Studenten können 
nur dann vertreten werden, wenn 
die Politik des Fachschaftsvorstan- 
des auch von den Studenten getra- 
gen wird. D. h. aber, daß die Fach- 
schaft dem Bewußtsein der Stu- 
denten Rechnung tragen muß, daß 
ihre Politik zu vermitteln sein 
muß. 

Obgleich die Vertreter der anti- 
autoritären Revolte vor vier Seme- 
stern viele Studenten der Abtei- 
lung zu Kampfaktionen gegen die 
reaktionären Lehrinhalte und die 
desolate Ausbildungssituation der 
Soaialwissenschaftler mobilisieren 
konnten, liquidierten sie letztlich 
durch ihre falschen Analysen und 
Strategien (rev. Minderheiten-Stra- 
tegie) jede studentische Politik. Sie 
konnten ihre Forderungen den 
Studenten nicht mehr vermitteln 
(das einzig vermittelbare Kriterium 
ihrer Politik war die Unerfüllbar- 
keit ihrer Forderungen) und lan- 
deten so bei blindem Aktionismus, 
letztlich anarchistischer Politik. Die 
Konsequenzen dieser so „revolutio- 
nären" Strategie war eine Stär- 
kung der reaktionären Front unter 

den Professoren. Diese wußten das 
Politische Vakuum sehr gut zu nut- 
zen und beriefen ohne jeden Pro- 
test von Seiten der Studenten Herrn 
Professor Herder-Dorneich, sorgten 
dafür, daß ihre Assistenten nach 
nicht genehmigten Habilitations- 
ordnungen habilitierten und so die 
rechte Gesinnungsfront ergänzten, 
daß vielleicht Professor Jäggi, der 
einzige Hoffnungsschimmer, bald 
nach Dortmund gehen wird. 

Die neue Fachschaft will aus den 
Fehlern der bisherigen Politik die 
Konsequenzen ziehen. Sie versteht 
unter materieller Interessenvertre- 
tung einerseits den Kampf gegen 
reaktionäre Lehrmeinungen, eine 
inhaltliche Auseinandersetzung mit 
der bürgerlichen Ideologie (dafür 
wurde ein Referat im Rahmen des 
Arbeitsprogramms geschaffen), auf 
der pnderen Seite den Kampf um 
materielle Besserstellung im allge- 
meinen, d. h. Kampf gegen das 
Hochschulrahmengesetz, die Leus- 
sink-Thesen, die bisherige Beru- 
fungspolitik, die Prüfungsordnun- 
gen usw. 

Der Fachschaftsvorstand wird 
jede Initiative in dieser Richtung 
aufnehmen, wird studentische 
Gruppen unterstützen, die sich mit 
Fragen studentischer fortschrittli- 
cher Gremienpolitik auseinander- 
setzen, mit der inhaltlichen Ausein- 
andersetzung mit reaktionärer 
Ideologie beschäftigen, die Studien- 
gänge (Sozialpädagogik, Wirtschaft 
und Verbände) kritisch analysieren, 
die sich mit Fragen der Lehreraus- 
bildung (siehe AStA-Kampagne) 
beschäftigen. Die Fachschaft ist 
ohne die aktive Unterstützung sei- 
tens der Studenten nicht lebensfä- 
hig. 

Deshalb: Arbeitet an den Pro- 
jektgruppen der Fachschaft mit. 

Walter Wendt 

Marx 

an die Uni 

Seit Beginn des Wintersemesters 
ist Dr. Valentin Petev Gastdozent 
an der rechtswissenschaftlichen Ab- 
teilung der RUB. Nach seiner Tä- 
tigkeit im bulgarischen Außenhan- 
del ging er als Assistent an die 
rechtswissenschaftliche Fakultät in. 
Jena, promovierte dort und las 
anschließend in Jena und Halle Zi- 
vilrecht der UdSSR, CSSR, Polens, 
Bulgariens und Ungarns. 1968 Ha- 
bilitation, ab Herbst 1968 Arbeit 
am Institut für Rechtsvergleichung 
in Paris. Rückkehr in die DDR. In 
Bochum liest Petev sozialistisches 
Zivilrecht und Rechtsvergleichung. 

In der ersten Vorlesung behan- 
delte er die spezifischen Probleme 
der Rechtsvergleichung zwischen 
kapitalistischen und sozialistischen 
Ländern. Dabei grenzte er sich 
scharf von denjenigen bürgerlichen 
Rechtswissenschaftlern ab, die von 
der gesellschaftlichen Wirklichkeit 
abstrahieren und in der formalen 
Rechtsvergleichung einzelner Nor- 
men ihre Aufgabe sehen. Nach Pe- 
tev ist die Rechtsvergleichung viel- 
mehr in den Rahmen der friedli- 
chen Koexistenz einzuweisen, d. h. 
die Vergleichung ist anhand der 
Praxis eine Notwendigkeit im In- 
teresse des friedlichen Zusammen- 
lebens, des Verkehrs, des Handels. 
Um näher ins sozialistische Recht 
eindringen zu können, gibt Petev 
in den weiteren Vorlesungen eine 
Einführung in den Marxismus-Le- 
ninismus, der die wissenschaftliche 
Grundlage der sozialistischen Ge- 
sellschaft ist, d. h. auch des soziali- 
stischen Rechts. In einfacher und 
leicht verständlicher Sprache bringt 
er die Lehre des Marxismus über 
das Wesen des Staates, des Rechts 
sowie über andere gesellschaftliche 
Kategorien. 

Der zweite Teil der Vorlesung 
wird sich anschließend konkret mit 
dem sozialistischem Zivilrecht aus- 
einandersetzen. 

In seinem Colloquium geht Pe- 
tev auf die Fragen ein, die während 
der Vorlesung offen geblieben sind, 
und diskutiert auch andere Proble- 
me, die im Zusammenhang mit dem 
wissenschaftlichen Sozialismus auf- 
tauchen. 

Leider beteiligen sich nicht sehr 
viele Studenten der Abteilung VI 
an dieser Veranstaltungsreihe. Wer 
aber nicht immer aus zweiter Hand 
informiert werden möchte, wer am 
Studium des Rechts der sozialisti- 
schen Länder interessiert ist, der 
möge in die Vorlesung und ins Col- 
loquium von Dr. Valentin Petev 
gehen. 
Vorl.: Mi 14—16 Uhr IB 4/48 
Coll.: Di 18—20 Uhr IB 5/51 

RUB-Verfassung 

Die Politik, die der „Bund Freiheit der Wissenschaft" am Mittwoch in 
Bad Godesberg proklamiert hat, wird in Bochum schon seit Ende Sep- 
tember verstärkt betrieben von Biedenkopf und Faillard, Kamke und 
dem ominösen „Geschäfsführenden Vorstand der Dozentenschaft an der 
BUB" im Kampf gegen die Wahlordnung zum UP (vgl. AStA-Info in 
der letzten BSZ), die die Wahl liberaler Professoren und Assistenten ins 
UP und damit teilweise die Durchsetzung studentischer Interessen er- 
möglicht hat. 

In der Auseinandersetzung um 
die Wahlordnung verloren die Re- 
aktionäre in der ersten Runde: das 
Verwaltungsgericht Gelsenkirchen 
setzte die Wahlen zum UP nach den 
alten Übergangsvorschriften aus, 
die der Rektor als „vorläufige 
Maßnahme" angeordnet hatte — 
um endgültige Tatsachen zu schaf- 
fen: das Verwaltungsgericht be- 
zeichnet diese „vorläufige Maß- 
nahme" als „offensichtlich rechts- 
widrig", da sie „die Wahl der Uni- 
versitätsparlamente nach umstrit- 
tenen Vorschriften für eine volle 
Amtsperiode" bedeutet hätte. 

Die inhaltliche Entscheidung des 
Gerichts, ob die vom UP im Juli 
beschlossene Wahlordnung verfas- 
sungsmäßig ist oder nicht, steht 
noch aus. Doch Herr Faillard und 
seine Mitstreiter gegen eine demo- 
kratische Universität brauchen 
nichts zu fürchten, seit sie in dem 
sozialdemokratischen Minister für 
Wissenschaft und Forschung, Rau, 
einen entschlossenen Bundesgenos- 
sen gefunden haben. Rau wird laut 
eigener Aussage gegen eine Ent- 
scheidung des Gerichts für die 
neue Wahlordnung umgehend Be- 
rufung einlegen. 
Verfassung in der Zwangsjacke 
Der staatliche Eingriff in die uni- 
versitären Verfassungsauseinander- 
setzungen kommt nicht von unge- 
fähr: es wird Zeit, daß Bochums 
Verfassung an das im März 1970 
verabschiedete NRW-Hochschulge- 
setz angepaßt wird — das bedeutet 
für uns ganz konkret 
— institutionalisierter Numerus 
Klausus 
— keine freie Studienwahl, son- 
dern Berufslenkung nach den Be- 
darfsplänen des Ministeriums, d. h. 
der Wirtschaft 
— kaum Einfluß von Studenten auf 
Studiengänge, Prüfungen, For- 
schung und Personalpolitik (Beru- 
fungen) 
— „qualifikationsgerechte" Abstu- 
fung der Paritäten 

— NichtÖffentlichkeit der Entschei- 
dungsgremien als Regelfall 
— Sachaufsicht des Ministers mit 
der Möglichkeit, Staatskommissare 
einzusetzen 
— Zerschlagung der studentischen 
Interessenvertretung (ASTA, Fach- 
schaften) zugunsten studentischer 
Mitwirkungsagenten bei der Hoch- 
schul „Selbstverwaltung. 

Den reaktionären Professoren, 
die im Senat und im Rektorat seit 
langem versuchen, die Beschlüsse 
des Universitätsparlaments zu tor- 
pedieren, ist es im Kampf gegen 
die Wahlordnung gelungen, den 
Wissenschaftsminister auf den Plan 
zu rufen. Er wird ihnen die un- 
dankbare Aufgabe abnehmen, of- 
fen die Anpassung an das Hoch- 
schulgesetz zu fordern. Die Reaktio- 
näre um Faillard und Biedenkopf 
werden ihr Gesicht wahren kön- 
nen. Sie brauchen nur noch zu ge- 
horchen. 

Auch wenn ein Festhalten an der 
Bochumer Verfassung in vielen 
Punkten nicht mehr vor der An- 
wendung des Hochschulgesetzes 
schützt und der Senat als Kabinett 
der Reaktionäre endlich aufgelöst 
gehört, müssen wir unsere Positio- 
nen gegen die o. g. Konsequenzen 
des Hochschulgesetzes mit allen 
Mitteln verteidigen. Das wird nur 
sehr begrenzt durch juristische 
Rangeleien um die Verfassung mög- 
lich sein, sondern nur durch den 
massiven politischen Druck der 
Studenten. 

Unsere Aufgaben sind daher in 
der nächsten Zeit: 
— Durchsetzung von Abteilungs- 
satzungen, die durch politische 
Wahlen in Vollversammlungen, 
Halbparität etc. den Studierenden 
Politischen Einfluß auf den verblie- 
benen Entscheidungsspielraum si- 
chern (Berufungen) 
—• Abschaffung der bestehenden 
und Kampf gegen die Ausweitung 
der Zulassungsbeschränkungen auf 

fast alle Fächer und gegen Tricks 
wie Ausschlußfristen 
— Kampf gegen eine diktierte Stu- 
dienreform, Durchsetzung und gre- 
mienmäßige Absicherung eigener 
Studienreformpläne 
— Schaffung von ausreichendem 
Wohnraum für alle Studenten 
— Erhaltung der verfaßten Studen- 
tenschaft als politische Interessen- 
vertretung der Studierenden 

Teilnahme der Studierenden an 
Forschung und Lehre (Art. 47 Verf. 
RUB), d. h. auch Mitbestimmung 
über Forschung und Lehre. 
Wer jetzt noch glaubt, diese Forde- 
rungen durch fleißige Mitwirkung 
in den Gremien unserer Universi- 
tät durchsetzen zu können, wie es 
die BSU tut, führt die Studenten 
bewußt oder unbewußt auf den 
Leim der Anpassung und verhin- 
dert ein konsequentes Vorgehen. 
Nicht Auszug aus den Gremien — 
das will uns die BSU unterschie- 
ben —, sondern eine konsequente 
Konfliktstrategie innerhalb der 
Gremien zur Mobilisierung der Stu- 
denten insgesamt ist die einzige 
Perspektive, die von uns aufgestell- 
ten Forderungen wirklich durchzu- 
setzen. 

Die Formulierung unserer 
Hauptforderungen und die 
Festlegung der Konfliktstrage- 
gie erfolgen auf dem TEACH- 
IN DES ASTA 
DONNERSTAG, 19. 11., 14 Uhr 
Arbeitet mit dem AStA zusam- 
men für die Durchsetzung der 
studentischen Interessen! 

Rei(en-Vornhardl 

Reifenfachhändler 

Runderneuerungs- 
und Vulkanisierbetrieb 

Deta-Batterielager 
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Zu der vds-MV in Marburg 

Seit lVz Jahren scheint der Verband Deutscher Studentenschaften (VDS) dahinzusiechen. Zu- 
nächst der Anspruch des SDS aus ihm einen „sozialistischen Kampfverband" zu machen, dann 
die unklaren Mehrheitsverhältnisse, Gegenattacken rechter Asten (etwa die, die die MV in Göt- 
tingen per einstweiliger Verfügung verhinderten) usw. machten alle Versuche einer Reorganisa- 
tion auf der Grundlage eines realistischen Programms mit der Hauptstoßrichtung gegen die 
monopolkapitalistische Formierung zunichte. Mit der a. o. MV vom 6. bis 8. November in Mar- 
burg scheinen nun aber die Weichen gestellt: der VDS kann wieder zu einer umfassenden Inter- 
essenvertretung der westdeutschen Studentenschaft gemacht werden. 

gegen diese gefährliche Entwick- 
lung gesehen, wobei der VDS zur 
umfassenden Interessenvertretung 
der Studenten mit einer realen 
Massenbasis an den Hochschulen 
entwickelt werden muß. Dabei er- 
folgt eine klare Abgrenzung von 
der ständischen Konzeption einer 
„Studentengewerkschaft" einerseits 
und von der sektiererischen Posi- 
tion eines VDS als „Ersatzpartei" 
andererseits. Vielmehr hat der VDS 
eine enge Verflechtung von politi- 
schem und sozialem Kampf an der 
Hochschule zu realisieren und eine 
gewerkschaftliche Orientierung zu 
geben, welche sich mißt an den 
Interessen der Arbeiterklasse und 
nur bei einer engen Verbindung 
mit der Arbeiterklasse im Kampf 
um gesamtgesellschaftliche antimo- 
nopolistische Veränderungen sich 
ausweist. 

Besondere Bedeutung kommt da- 
bei der Instrumentalisierung des 
VDS für den Prozeß der Verein- 
heitlichung der studentischen Op- 
positionsbewegung und ihrer Or- 
gane zu. 

Der „Reformvorschlag" der ML 
Vor allem die Mainzer und Tü- 

binger ASten vertraten die Auf- 
fassung, daß „jeder studentische 
Dachverband nur nach bürgerli- 
chen Rechtsnormen aufgebaut wer- 
den kann, daß er bestenfalls opti- 
mal an den Strukturen bürgerli- 
cher Demokratie ausgerichtet wer- 
den kann, ohne sich im Kampf um 
seine eigene Existenz als Wider- 
spruch bestehender Normen völlig 
aufzureiben, damit als Verband 
völlig wirkungslos zu werden." 

So müssen wir diesen Verband 
als einen bürgerlichen Verband, ei- 
ne Art Lobby betrachten, ... in 
dem wir ... durchaus für die Durch- 
setzung bescheidener wirklicher 
Fortschritte kämpfen und einige 
der gröbsten Frechheiten des Ka- 
pitals abwehren können." (Zitat 
ML-Mainz) 

Diese ML-Konzeption bean- 
sprucht die Erfahrungen der anti- 
autoritären Studentenbewegung 

berarbeitet zu haben. Sie bean- 
sprucht, aus dem Fehler gelernt zu 
haben, den VDS als „Parteiersatz" 
aufzufassen, fällt dabei aber in das 
andere Extrem kleinbürgerlicher, 
rechtsopportunistischer Anpassung 
zurück. Man vernachlässigt näm- 
lich eine der elementarsten Erfah- 

Die MV begann mit dem Rücktritt 
der beiden Vorstandsmitglieder 
Mergner und Bühning (ML-Mün- 
chen und Hamburg), deren anar- 
chosyndikalistisches Konzept nicht 
einmal mehr von den ML-Gruppen 
vertreten wurde. Bezeichnend war 
dabei, daß diese beiden Individuen, 
die von der ML in den Vorstand 
delegiert worden waren, von vorne 
herein erklärten, sich keiner Kritik 
und Diskussion über ihre Tätigkeit 
im VDS stellen zu wollen. 

In der weiteren Diskussion kri- 
stallisierten sich zwei Hauptkon- 
zeptionen heraus. Auf der einen 
Seite die Positionen der SHB- 

SPARTAKUS-Mehrheit, auf der 
anderen Seite die der ziemlich dif- 
fusen ML-Gruppierungen. 

Die Plattform von SHB und SPAR- 
TAKUS 

Im ^Gegensatz zur ML legte diese 
Fraktion ein umfangreiches Papier 
vor, um das herum sich denn auch 
die Diskussion entwickelte. Von ei- 
ner Analyse, der Qesellscfraftsbe- 
dingungen in der BRD und der 
Formierung des Rechtskartells (an 
den Hochschulen etwa in Form des 
sog. „Bund Freiheit der Wissen- 
schaft") ausgehend, wird darin die 
Hauptaufgabe des VDS im Kampf 

rungen der letzten Jahre, daß stu- 
dentische Interessen nur im demo- 
kratischen Massenkampf gegen die 
Macht des Großkapitals durchge- 
setzt werden können und nicht in 
einem fachspezifischen, d. h. stän- 
disch orientierten Lobbyverband. 

Die übergreifende Perspektive 
geht der ML verloren, nämlich, daß 
die Interessen des überwiegenden 
Teils der Studenten als zukünftige 
Lohnabhängige sich den Interessen 
der Arbeiterklasse annähern. Das 
heißt: Studenten und Arbeiter müs- 
sen gemeinsam den Kampf gegen 
die Macht der Monopole führen. 
Nicht zuletzt können nur so die 
forschrittlichen Teile der Studen- 
tenschaft „auf die Höhe der Arbei- 
terklasse gehoben werden" (Lenin) 

Obwohl die Mehrheit der MV die- 
ses Konzept, sich einstweilen da- 
rauf zu beschränken „die gröbsten 
Frechheiten des Kapitals" zu be- 
kämpfen, ablehnte, fiel die Platt- 
form der Mehrheit der SHB und 
SPARTAKUS ASten in der Ab- 
stimmung durch. Der Grund dafür 
lag in der schwankenden Haltung 
der rechten SHB-ASten (Frank- 
furt, Freiburg, Würzburg), denen 
sich drei der vier Bochumer Dele- 
gierten (nämlich zwei SHB- und ein 
Junge Garde-Vertreter anschlossen. 

Dennoch beschloß die VDS-MV 
nach langen Debatten ein Aktions- 
programm für den Verband, wel- 
ches die Arbeitsperspektiven für 
die nächste Zeit aufweist und als 
dessen Begründung die Plattform 
anzusehen ist. Auch wird der neue 
Vorstand (Lehndorff, SHB, v. Muti- 
us, SHB, Köhler, SHB, Krüger, 
SPARTAKUS) auf der Grundlage 
dieser Konzeption seine Arbeit be- 
ginnen. 

Zur Information sei hier noch 
auf die Verteilung der Projektbe- 
reiche hingewiesen: Ausbildung: 
(PH Göttingen), Technologie (Uni 
Göttingen), Soziales (noch nicht 
festgelegt), Kriegsforschung (TU 
Karlsruhe), Medizin (Uni Mainz), 
Justiz(Marburg), Internationalismus 
(Heidelberg), Bildungsplanung (Uni 
Göttingen). 

Auch wenn das sektierische Ver- 
halten der Mehrheit der Bochumer 
Delegation, das z. T. der rechten 
SHB-Fraktion erst den Vorwand 
zum offenen Fraktionsbruch liefer- 
te, eine offensichtlich schädliche 
Wirkung hatte, bleibt doch festzu- 
halten, daß Dank der konsequen- 
ten Aktionseinheit von SHB und 
SPARTAKUS in Marburg die Per- 
spektiven des VDS im Kampf gegen 
die Formierung von Gesellschaft 
und Hochschule klar aufwiesen und 
die Voraussetzung für einen arbeits- 
fähigen Dachverband geschaffen 
wurden. ps 

vds-Aufruf zum: 

,Bund Freiheit der Wissenschaft' 

Während gerade in diesen Tagen 
und Wochen in der BRD sich alle 
reaktionären Kräfte unter der 
Führung von Strauß und Kiesin- 
ger in einem Rechtskartell zu- 
sammenschließen, das sich von 
der NPD über die Aktion Wider- 
stand, die Vertriebenenverbände 
bis zur NLA erstreckt, formiert 
sich an den Hochschulen der 
„Bund Freiheit der Wissenschaft". 

Seine Ziele sind im Zusammen- 
hang mit dem Versuch der Rechts- 
kräfte zu sehen, jede Politik der 
Entspannung, des sozialen Fort- 
schritts und der Demokratie zu 
verhindern und die BRD in die 
Schützengräben des Kalten Krie- 
ges zurückzuzerren. 

Dieser Zusammenhang ergibt 
sich nicht nur aus der personellen 
Verpflechtung der Wortführer des 
Bundes mit der CDU/CSU, son- 
dern auch aus der Art wie sie 
jeglichen Reformansatz in den 
Universitäten ersticken wollen. 

Hinter der vorgegebenen Ab- 
sicht, gegen zerstörerische Ele- 
mente in den Universitäten anzu- 
gehen, die angeblich wissen- 
schaftsfremd und dogmatisch Re- 
formen und Mitbestimmung for- 
dern, appellieren sie selber höchst 
unwissenschaftlich und emotio- 
nal — der Demagogie der Rechts- 
kräfte vergleichbar — an antide- 
mokratische Instinkte. Hinter ih- 
ren Phrasen von Freiheit und 
Rettung des Bestandes der Uni- 
versitäten verbirgt sich die alte 

Absicht der Unterordnung der 
Wissenschaft unter die elitären 
Privilegien der Ordinarien, un- 
ter die Großindustrie und die 
Wissenschaftsvorstellungen der 
reaktionären Kräfte der CDU/ 
CSU. 

Parallel zu dem allgemeinen 
Angriff des Rechtskartells auf je- 
de Politik des demokratischen 
Fortschritts wollen sie im Univer- 
sitätsbereich jeden Ansatz von 
Reformbestrebungen zunichte ma- 
chen. Ihre Mittel sind die Dif- 
famierung der Studentenbewe- 
gung mit Begriffen wie „Anpas- 
sung an Modeströmungen", „Ideo- 
logische Heilslehre", „Reform- 
phrasen", „Rote Kaderschmieden" 
etc., sind die Diffamierung pro- 
gressiver Professoren und Assi- 
stenten. Dieser Bund richtet sich 
gegen Freiheit und Wissenschaft. 

Sein Angriff auf die Demokra- 
tisierungsbestrebungen im Wis- 
senschaftsbereich ist nicht Ange- 
legenheit der Studenten, Profes- 
soren und Assistenten allein. 
Denn die grundsätzlichen Aufga- 
ben des gesellschaftlichen Fort- 
schritts sind nicht zu lösen, wenn 
nach wie vor die „Freiheit der 
Wissenschaft" im Sinne dieses 
Bundes nach den Interessen der 
Großkonzerne und der reaktionä- 
ren Kräfte der CDU/CSU defi- 
niert wird. 

Allein der von allen progressi- 
ven Kräften vorangetriebene De- 
mokratisierungsprozeß der Wis- 
senschaft, ihre Befreiung von den 

Zwängen der Rüstungsforschung 
ist in der Lage, sie in den Dienst 
des sozialen Fortschritts und der 
sozialen Sicherheit der arbeiten- 
den Bevölkerung zu stellen. 

Denn die Bemühungen um Mit- 
bestimmung und der Kampf ge- 
gen reaktionäre Lehrinhalte in- 
nerhalb der wissenschaftlichen 
Hochschulen werden wesentlich 
die Durchsetzung der demokrati- 
schen und sozialen Interessen der 
Mehrheit der Bevölkerung mit 
beeinflussen. 

Daher ist es die Aufgabe aller 
sozialen und politischen Gruppen, 
die daran interssiert sind, ihre 
Mitbestimmungsrechte durch den 
Kampf gegen das Rechtskartell zu 
erweitern, insbesondere der Ar- 
beiter und ihrer Gewerkschaften, 
sich zum gemeinsamen Wider- 
stand gegen den Bund Freiheit 
der Wissenschaft zusammenzu- 
schließen. 

Die demokratischen Kräfte in 
allen gesellschaftlichen Bereichen 
müssen jetzt handeln. 

Wir rufen deshalb auf zu einem 
Kongreß am lg. Dezember in 
Bonn: „Gegen das Rechtskartell 
an den Hochschulen, gegen den 
Bund Freiheit der Wissenschaft. 
Für eine Demokratische Ausbil- 
dung und Wissenschaft im Inter- 
esse der arbeitenden Bevölkerung 
und des gesellschaftlichen Fort- 
schritts." 
Vorstand des Verbandes Deut- 
scher Studentenschaften 

INSTITUT FÜR KONTAKTLINSEN 

<^pher 
unsichtbar 

Kleinstlinsen 
angenehm zu tragen 
ltbar • unzerbrechlich 

SUDRING 20 

HJas schenken1 
geh zu 

Karins ßoutique 
Bochum, Kortumstraße 98 

1000 Kinkerlitzchen 

Marten auf tuch! 

ZITAT 
„Hätte ich was zu sagen, dann hät- 
te ich die Leute, die in Kassel dem 
Stoph zugewunken haben, in einen 
Waggon der DDR-Delegation ein- 
steigen lassen. An dem Bahndamm 
hätte ich MG s aufgebaut und je- 
den, der versucht hätte, vor der 
Zonengrenze auszusteigen, abge- 
schossen." 

Major Schneider, stellvertreten- 
der Kommandeur, 5/P1. Btl. i, Bo- 
gen/Donau, im Gespräch mit eini- 
gen Unteroffizieren am 13. 6. 1970 
auf dem Truppenübungsplatz Wild- 
flecken. (Aus „Spontan", Heft 11/70). 

STUDIENKREIS 

FILM 

FILMCLUB AN DER 
RUHR-UNIVERSITÄT 

die nächsten Filme: 

Do., 19.11.: FRÄULEIN 
JULIE — von Alf Sjöberg — 
Schweden 1950 
'+ Dreyer: DANISH 
VILLAGE CHURCH 1947 

Mi., 25. 11.: ZWEI GLOR- 
REICHE HALUNKEN von 
Sergio Leone — Italien 67 
•+ Gregory J. Markopoulos: 
MING. GREEN - 1966 

Do., 26. 11.: DREI LIEDER 
ÜBER LENIN von Dsigo 
Wertow - UdSSR 1934 
•+ Santiago Alvarez: 
NOW - 1969 

Mi., 2.12.: DIE NACHT 
v. Michelangelo Antonioni 
- Italien 1960 
'+ Dreyer: THE 
STORSTROM BRIDGE - 
1950 

jeweils um 18 u. 20.30 Uhr 
im HNA 600 

Fr., 11.12. bis So., 13.12.: 
Seminar: PRÄSENTATION 
UND REZEPTION VON 
SEXUALITÄT IM FILM 

Ihre Kommilitonen können es bestätigen ... 

Reparaturen an allen fiutos 

schnell pfeimefj 

C. M. Schötteldreier 

4630 BOCHUM 

Herner Straße 107 

Telefon 1 43 36 

Service 

Verkauf 

Ersatzteillager 

Wir reparieren - und tauschen nicht nur aus! 

Rau diskutierte mit Studenten 

Hohen Besuch hatte am Samstag, 
dem 7. 11. die Cafeteria des GA- 
Gebäudes, als Wissenschaftsmi- 
nister Rau in einer Direktübertra- 
gung des WDR sprach. Alles war 
schön geplant: man suchte sich die 
schönste und größte Cafeteria aus 
(für alle Studenten, die noch nicht 
dort waren, ein lohnender Ausflug), 
bestellte sich eine Jazzband, einige 
markante Persönlichkeiten von 
Stadt und Land und schon konnte 
es losgehen: eine Sendung über 
„die Verbindung der RUB mit der 
Stadt Bochum und seinen Bürgern". 

Wer noch nicht gewußt hat, wie 
gut solche Sendungen dazu geeig- 
net sind, die tatsächlichen Verhält- 
nisse zu verschleiern, der wußte 
es jetzt. Immer hübsch abwechselnd 
kurze Sportmusik, dann mal wie- 
der ein 3minütiges Gespräch mit 
irgendeinem kompetenten Mann, 
der es fertigbrachte, 3 Minuten zu 
sprechen, ohne etwas zu sagen usw. 
Besser hätte eine Sendung „Sport 
und Musik" auch nicht sein kön- 
nen. Und so müssen es auch die 
Hörer aufgefaßt haben: In Bochum, 
da ist zwar einiges falsch, aber im 
großen und ganzen ... 

Wenn vorher nicht innerhalb der 
Studentenschaft massiv auf die 
Sendung aufmerksam gemacht 
worden wäre und die rund 150 Stu- 
denten nicht gekommen wären, 
niemand hätte von der „Diskus- 
sion" etwas erfahren. Das Interes- 
santeste war nämlich nicht die 
Life-Übertragung im Rundfunk, 
sondern die Diskussion, die Wis- 
senschaftsminister Rau hinterher 
großzügigerweise mit den Studen- 

ten machte. Abgesehen von der 
Länge (l'/sStunden) zeigte die fach- 
lich geführte Diskussion, wo die 
wirklichen Hintergründe der 
augenblicklichen Situation liegen. 

Manfred Borchert vom Studen- 
tenwerk forderte Wohnungen für 
Paare mit Kind (oder auch ohne); 
die Situation ist für solche Studen- 
ten im Augenblick sowieso ziemlich 
trostlos, dazu kommt noch, daß die 
Hochschulfinanzierungsgesellschaft 
jetzt nur noch Wohnheime nach ge- 
normten Bauteilen baut, wobei na- 
türlich nur Einzelbuden heraus- 
springen. Die Hauptdiskussion mit 
Rau ging jedoch um die Wahlord- 
nung, die vom Rektor abgelehnt 
worden ist und vom Gericht erst 
noch genehmigt werden muß. Rau 
erklärte diese neue Verfassung je- 
doch für verfassungswidrig und 
würde sie auch bei einer Genehmi- 
gung durch das Gericht anfechten. 
Man kann sich vorstellen, was dann 
passiert: man muß Jahre warten, 
bis die endgültige Wahlordnung 
vorliegt und in dieser Zeit wird 
dann natürlich das Hochschulgesetz 
Einzug in Bochum halten. 

Geschickt stellte Rau auch die 
verschleierten NC-Maßnahmen mit 
Voranmeldung an der Uni, 3 Mo- 
nate vor Beginn des Studiums, als 
eine wissenschaftliche Methode 
hin, die Kapazitäten besser auszu- 
nutzen. 

Man muß, wie nicht anders zu 
erwarten war, weiterhin damit 
rechnen, daß die Kultusbürokratie 
alles versuchen wird, das Hoch- 
schulgesetz an unsere Uni zu be- 
kommen, um unsere Verfassung 
auszutricksen. 

was trinken wir? 

Bier 

SCHULTHEISS-BRAUEREI AG, BERLIN, BOCHUM 

I#*: KfW Hs 

2.5° 
Gratismuster * PLANTA * Berlin 61 
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Die Reaktion formiert sich zum: „Bund Freiheit der Wissenschaft" 

Fortsetzung von Seite 1 
Vor einer eingehenden Auseinan- 
dersetzung mit den Zielen des 
„Bundes Freiheit der Wissenschaft" 
sollen kurz einige der Gründungs- 
aufrufer näher bezeichnet werden, 
damit die Verfasser des Gründungs- 
aufrufs und ihre Zielsetzung später 
in den richtigen Zusammenhang ge- 
bracht werden können: 

Da ist zum Beispiel Prof. Hennis, 
der seit fünf Jahren gegen die 
Drittelparität kämpft, der den § 6 
des Hessischen Hochschulgesetzes, 
der die Hochschulangehörigen zur 
Aufdeckung des Mißbrauchs von 
Forschungsergebnissen zwingt, ei- 
nen „Denunziationsparagraphen" 
nennt. 

Oder Prof. Walter Rüegg, der die 
Frankfurter Universität zum Tum- 
melplatz der Polizei machte, und 
der gleichzeitig Manager eines 
Schweizer Großkonzerns ist. 

Oder Karl Holzamer (CDU), In- 
tendant des ZDF und im faschisti- 
schen Hitler-Regime Nachrichten- 
offizier und Frontberichterstatter, 
der stets die Raubzüge des imperia- 
listischen Dritten Reiches hoch- 
lobte. 

Oder Friedrich H. Tenbruck — 
schon lange in ideologischen Dien- 
sten des Deutschen Industrieinsti- 
tuts, der Propagandazentrale des 
Bundesverbandes der Deutschen 
Industrie (BDI), der mächtigsten 
Organisation des Monopolkapitals. 

Oder Hermann Schmidt-Vocken- 
hausen, Vizepräsident des 6. Deut- 
schen Bundestages und Einpeitscher 
der Notstandsgesetze. 

Oder Dr. Gerhard Stoltenberg 
(CDU), Wissenschaftsminister a. D. 
und Mitglied des Vorstandes des 
Krupp-Konzerns. 

Oder Dr. Elmar Michel, Ministeri- 
aldirigent a. D. und Vorsitzender der 
Salamander-AG. Oder Leopold W. 
Bröker, Präsident der Landeszen- 
tralbank Hessen, oder... 

Diese Liste ließe sich weiter fort- 
setzen, doch genügt sie sicherlich 
bereits, um die Wichtigkeit einer 
Analyse, der hinter diesen Leuten 
stehenden Intentionen zu begrün- 
den. 

Diese lassen keinen Zweifel dar- 
an, wer ihrer Meinung nach die 
Freiheit der Wissenschaft angreift: 
„Obwohl Verleumdungen, Terror, 
Gewaltanwendung und Rechtsver- 
letzung immer üblicher wurden, be- 
schönigte man dies alles als eine 
Folge verzögerter Reformen des 
Hochschulwesens oder einfach als 
jugendlichen Radikalismus, wie es 
ihn eh und je gegeben habe. Man 
nahm nicht zur Kenntnis, was die 
.progressivsten' studentischen Krei- 
se offen erklärten, nämlich daß die 
Hochschulen für sie ein Manövrier- 
feld zur Vorbereitung des Vernich- 
tungskampfes gegen die .spätkapi- 
talistische' Gesellschaft seien... 
Wo Ideologien die Oberhand ge- 
winnen, welche die Zerstörung des 
Bestehenden als Voraussetzung für 
die Verwirklichung utopischer Zie- 
le betrachten, dient der Ruf nach 
Reformen nicht mehr einer Mo- 
dernisierung und Steigerung der 
Leistungsfähigkeit der Institution, 
sondern ihrer Lähmung und Ver- 
nichtung. Vor einer solchen Gefahr 
stehen heute die Hochschulen in 
der Bundesrepublik. Vor der glei- 
chen Gefahr könnte morgen der 
Staat stehen." Deutlich ist diese 
Charakteristik abgestellt auf die 
demokratische und sozialistische 
Studentenbewegung, der unterscho- 
ben wird, daß sie die Veränderung 
der Hochschule „zur Zerstörung des 
Bestehenden als Voraussetzung für 
die Verwirklichung utopischer Zie- 
le" betreibe und daß sie dabei „Ver- 
leumdungen, Terror, Gewaltanwen- 
dung und Rechtsverletzung" be- 
nutze. 
Die Ziele der demokratisch sozia- 
listischen Studentenbewegung. 
Lediglich die Gründungsauf rufer 
sind der Meinung, daß es der Stu- 
dentenbewegung mit dem Ruf nach 
Reformen um „Lähmung und Ver- 
nichtung" der Institutionen gehe, 
daß die Verwirklichung „utopischer 
Ziele" die Zerstörung des Beste- 
henden als Voraussetzung habe usw. 
Wenn es ihnen um eine sachliche 
Auseinandersetzung zu tun wäre, 
hätten sie sich zumindest mit den 
wesentlichsten Argumenten der von 
ihnen diffamierten Politik beschäf- 

tigt. Die geht nämlich davon aus, 
daß die Universitäten Institutionen 
der Gesamtgesellschaft sind, daß 
die grundlegenden Probleme, die 
im Bildungswesen auftauchen (z.'B. 
170 000 Lehrer zu wenig, gleichzei- 
tig N. C. an fast allen Unis, zu 
wenig Ausbildungsstätten, daher 
Einführung von Kurzstudiengängen 
und Verschulung des Studiums), 
selbstverständlich dort ihre Wurzel 
haben, wo die Entscheidung über 
die Entwicklung im Bildungswesen 
fallen. Diese fallen aber nun ein- 
mal nicht an der Hochschule selbst, 
sondern in den Wissenschaftsgre- 
mien des Staates und der Wirt- 
schaft, wobei die Monopole steu- 
ernd eingreifen, indem sie sowohl 
an den Wissenschaftsausschüssen 
des Staates (durch Vertreter des 
Konzernmanagements) wie auch im 
Wissenschaftsrat und ähnlichen In- 
stitutionen beteiligt sind und über 
ihre eigenen Gremien (so z. B. das 
neu gegründete „Kuratorium der 
Deutschen Wirtschaft für Berufs- 
bildung") die Bildungspolitik des 
Staates in ihre Richtung lenken. 

Weit entscheidender jedoch ist 
die Tatsache, daß selbst wenn in 
unserem Gesellschaftssystem eine 
Regierung die Prioritäten anders 
setzen wollte, sie die Misere im 
Bildungswesen nicht grundlegend 
lösen könnte, denn nicht sie, son- 
dern die „freien Unternehmer" (vor 
allem die Monopole) entscheiden 
aufgrund des Privateigentums an 
Produktionsmitteln eigenständig 

über ihre Investitionspläne im In- 
teresse des Profits. Die Regierung 
müßte bei Beschaffung der nöti- 
gen Mittel entweder auf Profit- 
schmälerung der Monopole oder auf 
Konsumverzicht der arbeitenden 
Bevölkerung zurückgreifen, könnte 
jedoch nicht die Entwicklung der 
Wirtschaft, Art und Zielsetzung der 
Produktion den politischen Priori- 
täten gemäß ausrichten. 

Das Dilemma der sozialliberalen 
Regierung besteht darin, daß sie 
lediglich die Wahl hat, bei der Bil- 
dungsfinanzierung entweder gegen 
die Monopole oder gegen die ar- 
beitende Bevölkerung vorzugehen. 
Lediglich kurzfristig kann sie sich 

durch Studienrationalisierung, Ver- 
schulung und freiwillige Bildungs- 
anleihe vor einer eindeutigen Ent- 
scheidung nach außen hin drük- 
ken. Dann aber, etwa 1974, wird 
sie nach Worten Leussinks mit 
Steuererhöhungen für die breite 
Masse der Bevölkerung aufwarten, 
wenn es nicht der demokratisch 
sozialistischen Bewegung gelingt, 
diese Pläne zu verhindern und die 
Regierung zu einem Kurswechsel 
zu zwingen. Eine tatsächliche Bil- 
dungsplanung im Interesse der Be- 
völkerung wird erst möglich, wenn 
die Planung der Produktion nach 
Aufhebung des Privateigentums an 
Produktionsmitteln im Interesse 
der Befriedigung der Bedürfnisse 
der Bevölkerung und nicht denen 
des Profits geschieht, wobei diese 
Bedürfnisse jeweils konkret zu be- 
stimmen sein werden, wie dies 
schon gegenwärtig in den Forde- 
rungen der demokratischen Bewe- 
gung seinen Ausdruck findet. 

Es handelt sich also nicht um ei- 
ne Utopie, die die Studentenbe- 
wegung anstrebt, sondern lediglich 
darum, daß sie in Erkenntnis der 
Systembedingtheit der wesentli- 
chen Widersprüche im Bildungs- 
wesen nicht nur an Erscheinungs- 
formen herumdoktern, sondern die 
Lösung dieser Widersprüche im 
wahrsten Sinne des Wortes „radi- 
kal", d. h. an die Wurzeln gehend, 
anstrebt. Da dies jedoch nicht mög- 
lich ist, ohne eine breite Bewe- 
gung im wichtigsten gesellschaft- 
lichen Bereich, der Produktions- 
sphäre, über die die Arbeiterklasse 
den größten Druck auf die Mono- 
pole ausüben kann, muß die Stu- 
dentenbewegung sich einordnen in 
den Kampf aller an demokratischer, 
antimonopolistischer Politik orien- 
tierter Kräfte in der gesamten Ge- 
sellschaft. 

Diese übergreifende Perspektive 
bedeutet nicht, daß die Studenten- 
bewegung lediglich abstrakte Agi- 
tation gegen den Spätkapitalismus 
betreiben mußte, Zerstörung beab- 
sichtige und Dogmen huldige. Sol- 
ches behaupten lediglich diejeni- 
gen, die sozialistische Theorie nie 
begriffen haben und nicht sehen, 

Chile - ein neues Cuba? 

Der Sieg des Kandidaten der „Unitad Popular" (Volksfront), Dr. Salvador Allende, bei den chilenischen Präsidentschaftswahlen am 
4. September, seine endgültige Wahl durch Kongreß und Senat am 24. Oktober mit 153 von 200 Stimmen stellen einen gewal- 
tigen Sieg der antiimperialistischen Kräfte dar. In der Tat eröffnet die Präsidentschaft Allendes, gestützt auf die von der „Unitad 
Popular" und der Kommunistischen Partei Chiles angeführte Massenbewegung, große Möglichkeiten zur Veränderung der Be- 
sitz- und Machtverhältnisse und zur Einleitung der sozialistischen Revolution in Chile. 
Die wirtschaftlichen Ausgangsbe- 
dingungen 

Chile gehört zu den ökonomisch 
am weitesten entwickelten Ländern 
Lateinamerikas. Sein Reichtum ist 
das Kupfer. Schätzungsweise ver- 
fügt es über 34 Prozent der Welt- 
kupfervorräte und ist der zweit- 
größte Kupferexporteur der Welt. 
Weiterhin gibt es große Vorkom- 
men an Molybdän, Eisenerz und 
Salpeter (dessen Bedeutung aller- 
dings zurückgeht), sowie an Kohle 
und Erdöl. 

Das Kupfer, das 3/4 der Devisen- 
eriöse bringt, wird zum größten 
Teil von USA-Konzernen kontrol- 
liert. Die Anaconda und die Kene- 
cott-Gesellschaft mußten zwar in 
den letzten Jahren je 51 Prozent 
ihrer Aktien dem Staat überlassen, 
erhielten dafür aber 200 Mill. bzw. 
80 Mill. US-Dollar Entschädigung. 

Im chilenischen Bergbau sind etwa 
1 Mrd. US-Dollar ausländisches 
Kapital investiert; mindestens 
4 Mrd. US-Dollar des National- 
einkommens wurden bisher allein 
von den USA-Konzernen außer 
Land gebracht. 

Die Landwirtschaft trägt rund 
16 Prozent zum Nationaleinkom- 
men bei, wobei nur 2 Prozent der 
Gesamtfläche des Landes landwirt- 
schaftlich genutzt werden. Zu neun 
Zehnteln gehört das nutzbare Land 
aber Großgrundbesitzern, die weite 
Flächen brachliegen lassen, so daß 
Chile landwirtschaftliche Produkte 
sogar einführen muß. 

Die 1965 beschlossene Bodenre- 
form ist in den Anfängen stecken- 
geblieben. Statt, wie geplant, 
100 000 erhielten nur 23 000 land- 
lose Bauern ein eigenes Stück Land 
zugewiesen. 

Polizei und Terrorbanden der 
Latifundistas gingen wiederholt ge- 
waltsam gegen Bauern vor, die 
brachliegende Ländereien besetzt 
hatten. 

Großkapitalistische Wirtschafts- 
politik in der Industrie, halbfeu- 
dale Ausbeutung auf dem Lande 
und ausländische Ausplünderung 
der chilenischen Wirtschaft vor al- 
lem durch USA-Monopole haben in 
Chile zu einer chronischen Krise ge- 
führt. Die Industrieproduktion 
stieg in den letzten Jahren nur noch 
um durchschnittlich 1,1 Prozent 
jährlich bei einem Bevölkerungs- 
zuwachs von 2,4 Prozent. 

Mit 1,3 Mrd. US-Dollar hat Chile 
die größte Auslandsverschuldung 
der Welt pro Kopf der Bevölke- 
rung. Die Lebenshaltungskosten der 
Bevölkerung stiegen allein 1969 
nach offiziellen Angaben um 29,3 
Prozent. Wegen der permanenten 
Inflation mußte der Escudo seit 
Kriegsende 20mal abgewertet wer- 
den. 

Die aktuelle Lage 
Der Ausgang der I'räsidcnt- 

schaftswahlen spiegelt die Polari- 
sierung der Klassenkräfte wider. 
Mehr als ein Drittel der chileni- 
schen Wähler (die Jugend und die 
Analphabeten sind zur Wahl nicht 
zugelassen) entschieden sich für 
das Programm der „Unitad Popu- 
lar", das grundlegende Verände- 
rungen im ganzen Land vorsieht: 
„Die einzige Alternative für das 
Volk und eine Volksregierung be- 
steht darin, die Herrschaft der Im- 
perialisten, der Monopole, der Olig- 
archie der Großgrundbesitzer zu 
beseitigen und den Aufbau des So- 
zialismus in Chile in Angriff zu 
nehmen", heißt es darin. Die Ar- 
beiterklasse sei stark genug gewor- 
den, den progressiven Kräften bei 
der Beseitigung der gegenwärtigen 
Machtverhältnisse voranzuschrei- 
ten. Der Staatsapparat, der bisher 
ein Instrument zur Unterdrückung 
des Volkes war, müsse umfassend 
demokratisiert werden. Nach der 
Entmachtung des Monopolkapitals 
und der Großgrundbesitzer soll ei- 
ne Wirtschaftsplanung eingeführt 
und sollen die Grundindustrien und 
Banken nationalisiert werden. Un- 
verzüglich werde die Agrarreform 
verwirklicht, für die soziale Sicher- 
stellung aller Bevölkerungsschich- 
ten gesorgt und das Bildungsprivi- 
leg gebrochen. Die Außenpolitik 
einer chilenischen Volksregierung 
werde antiimperialistisch sein und 
die politische und wirtschaftliche 
Unabhängigkeit des Landes festi- 
gen. Die Beziehungen zu den sozia- 
listischen Ländern sollen erwei- 
tert und vertieft werden. 

Das Auftreten der Reaktion („Na- 
tionalpartei") und ihres Kandida- 
ten Allessandri schon während des 
Wahlkampfes machte deutlich, wel- 

che Gefahr sich die Großgrundbe- 
sitzer, die Kompradoren und die 
US-Monopole von Allendes Sieg er- 
warten. Mit der demagogischen Lo- 
sung „Arbeit-Ordnung-Sicherheit" 
und wütendem Antikommunis- 
mus steuerte Allessandri eine Ver- 
fassungsreform und quasi diktato- 
rische Vollmachten an. Obwohl erst 
im Oktober 1969 ein Militärputsch 
durch einen 36stündigen General- 
streik unter kommunistischer Füh- 
rung im Keime erstickt worden 
war, wurden neue Staatsstreichge- 
rüchte in Umlauf gebracht. 

Allein die Massenbewegung, die 
die Amtsübernahme von Allende 
möglich machte, und die Kampfbe- 
reitschaft der chilenischen Arbei- 
terklasse garantieren, daß ein 
Putsch oder gar eine Invasion von 
Argentinien aus zum Scheitern 
verurteilt ist. 
Mit den Ereignissen in Chile wird 
eklatant die Richtigkeit der poli- 
tischen Strategie der südamerika- 
nischen marxistischen Linken er- 
wiesen, nämlich auf der Grundlage 
einer breiten Aktionseinheit auf 
möglichst friedlichem Wege an die 
Macht zu gelangen. Dabei schließt 
man keineswegs die Möglichkeit des 
bewaffneten Kampfes a priori aus, 
wie eine Erklärung der KP Chiles 
zeigt: „Wenn die Guerillas unter 
den Bedingungen, wie sie unser 
Land erlebt, eine reale und effek- 
tive Lösung wären, dann würden 
wir Kommunisten nicht unsere Zeit 
mit Worten vergeuden. Aber in der 
gegenwärtigen Situation stellen 
Guerillas keinen Ausweg dar." 
Auch wird sich die neue Volksre- 
gierung überlegen müssen, wie sie 
durch Bewaffnung der chilenischen 
Arbeiterklasse möglichen Aktionen 
der Reaktion entgegentreten kann. 

Die Kommunisten Chiles stützen 
sich nicht auf freischwebende Gue- 
rillas, sondern auf eine proleta- 
rische Massenbewegung in den 
Städten (vor allem die Gewerk- 
schaft CUT, deren Führung sie in- 
nehat) sowie auf erfolgverspre- 
chende Ansätze einer Bewegung auf 
dem Lande. 

Die einst von Regis Debray (Der 
Lange Marsch, München 1968, S. 
119) proklamierte Uberholtheit der 
führenden Rolle der Arbeiterklasse 
und der führenden Rolle des Mar- 
xismus für sich befreienden Völ- 
ker der „3. Welt" wird auch in 
Chile in der Praxis eklatant wie- 
derlegt. 

Die Werktätigen Chiles haben 
bisher nur eine Bataille gewonnen, 
die Revolution müssen sie erst 
noch machen. 
Literatur: 
Dieter Boris, Elisabeth Boris, Wolf- 
gang Ehrhardt, Chile — ein zwei- 
tes Cuba? Facit-Reihe Nr. 6 (er- 
scheint im Dez. Zu beziehen über 
den Spartakus-Büchertisch, mitt- 
wochs, Mensa). 

daß die demokratische Studenten- 
bewegung an den Hochschulen das 
Bestehende zu verändern, nicht zu 
zerstören sucht, um demokratische 
Bildungsinhalte und — diesem Ziel 
entsprechend — neue Formen der 
Wissensaneignung durchzusetzen, 
die kritisches Studium begünstigen 
sollen. Solcherlei Bestrebungen 
verneinen nicht „formaldemokrati- 
sche" Reformen, wie z. B. Erwei- 
terung des Lehrkörpers oder Ein- 
führung studentischer AGs, son- 
dern ordnen sie ein in eine um- 
fassende, die Ursachen der Bil- 
dungsmisere im kapitalistischen 
Gesellschaftssystem begreifende 

Strategie. 
Diese Gedankenführung liest sich 

in der Sprache der „Verteidiger der 
Wissenschaft" wie folgt: „Aber der 
entscheidende Tatbestand ist, daß 
dieser Prozeß einer notwendigen 
und unaufhaltsamen Demokratisie- 
rung von einem anderen Begriff 
der Demokratisierung begleitet, 
überholt und verdorben worden ist, 
der die Wissenschaft einem frem- 
den Gesetz unterwirft, dem Ge- 
setz der Verpflichtung auf die Par- 
teinahme in einer angeblichen Welt- 
auseinandersetzung zwischen dem 
Guten und Bösen. Selbst wenn die- 
ser pseudoreligiöse Impuls nicht mit 
allen Undurchsichtigkeäten einer 

H. Schmidt-Vockenhausen 
modernen Jugendbewegung mit un- 
reflektiertem Machtwillen und dem 
Wunsch nach Selbstdarstellung Ver- 
quickt wäre, würde er für die Wis- 
senschaft zerstörend sein, denn sie 
kann nur existieren, solange kein 
Dogma im voraus festliegt, was das 
Gute und was das Böse ist. Daher 
hat der Marxismus einen legitimen 
Platz an der Hochschule, sofern er 
sich als selbstkritische Methode der 
Erkenntnis versteht, nicht dagegen 
als fanatischer Anspruch auf Al- 
lcinbcsitz der Wahrheit oder gar 
als militanter Aktionismus." 

Sieht man davon ab, daß die 
Gründungsauf rufer die politischen 
Konflikte auf eine Ebene bringen, 
die rationale Diskussion nur schwer 
ermöglicht, so zeigt dieses Zitat 
doch ziemlich klar die Hauptstoß- 
richtung der Reaktionäre gegen den 
Marxismus als die Wissenschaft, 
die den objektiven Interessen der 
Arbeiterklasse entspricht. Dabei 
wird unterstellt, daß die Studenten 
von vornherein quasi als religiöse 
Fanatiker den Marxismus dogma- 
tisch in einer „Weltauseinanderset- 
zung des Guten und des Bösen" 
für das Gute hielten und aus die- 
sem Motiv heraus seine Durch- 
setzung erkämpfen wollten. Zwar 
treten innerhalb der Studentenbe- 
wegung auch ultralinke Tendenzen 
auf — wesentlich bedingt durch die 
soziale Herkunft der überwiegen- 
den Mehrheit der Studenten aus 
dem Kleinbürgertum — doch heißt 
es reinster Demagogie huldigen, 
solche Tendenzen mit der demo- 
kratisch-sozialistischen Bewegung 
gleichzusetzen und auf diese Wei- 
se — Erscheinungsformen zum Vor- 
wand nehmend — deren politische 
Zielsetzung zu übergehen. 

Vollends unsinnig wirkt der Vor- 
wurf, die Marxisten würden Dog- 
men verfechten, da allein der Mar- 
xismus als Wissenschaft neuen Er- 
kenntnissen und deren Verarbeitung 
auf materialistischer Grundlage 
völlig offen ist und in diesem Sin- 
ne keinerlei Dogmen kennt. Anders 
jedoch die bürgerliche Apologetik 
der bestehenden Gesellschaftsord- 
nung, die — wie auch die Verfas- 
ser des Gründungsaufrufs -— da- 
von ausgeht, daß „die Institution, 
Staatsform oder gesellschaftliche 
Ordnung in ihrer Substanz erhal- 
ten bleiben soll", wobei verschwie- 
gen wird was diese Substanz nun 
eigentlich ist. 

Nur zu deutlich benutzen die Frei- 
heitsverteidiger bestimmte, durch 
die Manipulation und Indoktri- 
nation gängig gewordene Schlag- 
worte, um sich um die Frage 
herumzudrücken, wer denn eigent- 
lich in den Berufungsverhandlun- 
gen und -kommissionen, in den 
Professorengremien und anderswo 
die Errichtung marxistischer Lehr- 
stühle oder auch nur die Beru- 
fung progressiver bürgerlicher Pro- 
fessoren verhindert. Gern sagen sie, 
daß der Marxismus als „selbstkri- 
tische Methode der Erkenntnis" zu- 
gelassen sein solle, nur daß dieser 
gleiche Marxismus dann auch Er- 
gebnisse liefert und in Erkenntnis 
bestimmter gesellschaftlicher Ge- 
setzmäßigkeiten auch aktives Han- 
deln zur Veränderung der Gesell- 
schaft und ihrer einzelnen Teilbe- 
reiche erfordert, verschweigen sie. 
Im Gegenteil, das gilt es ja nach 
ihrer Zielsetzung zu verhindern. 
Oder betreibt etwa der Marxologc 
Löwenthal im Auftrag des Penta- 
gon „selbstkritischen Marxismus"? 

Die Zielsetzung des „Bundes Frei- 
heit der Wissenschaft" 
Nachdem sie durch ihre im Sinne 
des Großkapitals ideologisch schon 
fast matt getrübte Brille die Vor- 
gänge an der Universität „analy- 
siert" und den Hauptfeind ausge- 
macht haben, lassen sie die Katze 
aus dem Sack: „Der Bund Freiheit 
der Wissenschaft soll ein Zusam- 
menschluß derjenigen sein, die sich 
des untrennbaren Zusammenhangs 

.von Freiheit der Wissenschaft und 
freiheitlicher Demokratie bewußt 
sind. Grundvoraussetzung der Frei- 
heit der Wissenschaft aber ist, daß 
ausschließlich Wissenschaftler dar- 
über entscheiden, wer als Wissen- 
schaftler anerkannt wird. Die wich- 
tigste Forderung des Bundes Frei- 
heit der Wissenschaft ist daher die 
Sicherung der staatlich kontrollier- 
ten Selbstbestimmung der im Zuge 
der Demokratisierung erweiterten 
Lehrkörper in allen Fragen der 
Wissenschaft und der wissenschaft- 
lichen Qualifizierung... Es ver- 
steht sich, daß bei der Festsetzung 
der Anforderungen professioneller 
Qualifizierung die Mitwirkung der 
staatlichen Organe und der betrof- 
fenen gesellschaftlichen Gruppen 
von der Sache her notwendig ist 
und daß sich für die Mitwirkung 
der Studenten, vor allem in Fra- 
gen der Didaktik und der studen- 
tischen Arbeitsbedingungen, eine 
Fülle von Möglichkeiten anbietet. 

Studentische Mitbestimmung im 
eigentlichen Sinne des Wortes soll 
durch Mitwirkung abgewehrt wer- 
den, reale Einflußmöglichkeiten auf 
die Bestimmung der Lehrinhalte 
und -formen soll es nicht geben. 
Den Studenten, die immer noch an 
die „reine und wahre Wissenschaft" 
glauben und „unseren Wissen- 
schaftlern" vertrauen, sei empfoh- 
len, sich einmal genau über die 
braunen Professoren an unserer 
und anderen Universitäten beim 
AStA zu erkundigen. Dann wird 
ihnen auch klar, was es mit fol- 
gendem Satz des Gründungsauf- 
rufs auf sich hat: „Die Forschung 
darf weder von ideologisierten 
Gruppen noch von Einzelinteres- 
sen noch von der Tagespolitik in 
Pflicht genommen werden; die For- 
schung soll sich aber verstehen als 
Dienst an der Gesellschaft." Wobei 
hier unter Dienst an der Gesell- 
schaft Dienst an den Monopolen 
zu verstehen ist. 

Im Interesse von Rüstung und 
Profit sollen die Universitäten wei- 
ter im Geheimen vor sich hin for- 
.sehen, da offensichtlich die Art der 
Forschung das Licht der Öffent- 
lichkeit zu scheuen hat. Der Stu- 
dentenbewegung wirft man vor, sie 
erkläre nicht, was „Gesellschaft" 
und „Relevanz" bedeuten, dies 
werde nicht „wissenschaftlich" un- 
tersucht, sondern dogmatisch fest- 

G. Schröder 
gesetzt, die Gründungsauf rufer 
selbst verschleiern jedoch, daß sie 
unter „Gesellschaft" mal Monopo- 
le, mal arbeitende Bevölkerung 
verstehen, gerade wie es ihnen in 
den Kram paßt. Und so enden 
denn die Verteidiger der Freiheit 
der Wissenschaft mit dem Aufruf: 

„Wir hoffen, daß unser ganzes 
politisches Leben neue Impulse er- 
halten wird, sobald die Bedeutung 
und die Gefährlichkeit des uner- 
warteten Angriffs, der an den 
Hochschulen begonnen hat, sich 
aber nicht auf die Hochschulen be- 
schränkt, ins öffentliche Bewußt- 
sein gedrungen sind. Wir bitten 
alle Staatsbürger um ihre Unter- 
stützung, die nicht tatenlos zuse- 
hen wollen, wenn mit der fragil- 
sten seiner Institutionen auch der 
Staat ins Schwanken gerät, der 
trotz aller seiner Schwächen die 
feste Basis aller künftigen Ent- 
wicklungen sein muß." 

Die Zielsetzung ist klar: Durch 
ideologische Indoktrinierung auf 
völlig irrationaler Basis soll in der 
Bevölkerung die Meinungsmache 
dafür angekurbelt werden, daß die 
geplante weitere Hochschulformie- 
rung gegen den Widerstand der 
direkt Betroffenen (Studenten, As- 
sistenten und einige Professoren) 
früher oder später endgültig voll- 
zogen werden kann. 

Diesem ideologischen Formie- 
rungsgriff müssen alle demokra- 
tischen Kräfte gemeinsam begeg- 
nen. Es kennzeichnet den jetzigen 
kompromißlerischen Kurs der so- 
zialliberalen Regierung, daß sie die 
Bildung des Rechtskartells an den 
Hochschulen ungehindert zuläßt, 
wenn nicht sogar begünstigt. Für 
die Studentenbewegung gilt in weit 
höherem Maße als bisher: Der 
Feind steht rechts. 

Robert Farle (Spartakus) 
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Personalratswahlen an der RUB 

Der noch amtierende Personalrat 
hat in den drei Jahren seiner Tä- 
tigkeit Anlaß zu erheblicher Kritik 
geboten. 

„Die Personalratswahl im No- 
vember 1967 brachte infolge man- 
gelhafter Wahlbeteiligung und bei 
massiver Unterstützung einer be- 
stimmten Interessengruppe durch 
Rektor und Kanzler die augenblick- 
liche Zusammensetzung dieses Gre- 
miums, das, ohne echte Einfluß- 
möglichkeiten, sich auf systemkon- 
forme Aktivität beschränkt", be- 
richtete die BSZ u. a. am 9. 10. 69. 
Noch vorher veröffentlichte die 
BSZ am 30. 1. 69 ein Schreiben des 
Personalratsvorsitzenden an den 
Rektor, dessen barocker Stil und 
die damit verbundene, peinlich wir- 
kende Servilität kennzeichnend für 
die Haltung der derzeitigen Perso- 
nalratsmehrheit ist. 

UNZUFRIEDENHEIT 
Erstmalig äußerte sich die Unzu- 

friedenheit der nichtwissenschaft- 
lichen Mitglieder der RUB spontan, 
als ein großer Teil der Teilnehmer 
der Personalversammlung am 10. 
12. 68 während der Rede der PR- 
Vorsitzenden den Saal demonstra- 
tiv und unter Protest verließ und 
erst nach Beendigung derselben 
wieder zurückkehrte (BSZ v. 19. 12. 
68). 

Die wachsende Unzufriedenheit 
der nichtwissenschaftlichen Mit- 
glieder der RUB veranlaßte die Ge- 
werkschaft ÖTV, in einer Frage- 
bogenaktion Erhebungen zur Si- 
tuation der Beschäftigten anzustel- 
len. 

Wenige Tage später erschien eine 
Stellungnahme des Personalrates 
der Ruhr-Universität Bochum zu 
dem Rundschreiben der Gewerk- 
schaft ÖTV — Kreisverwaltung 
Bochum—Wattenscheid, Abteilung 
Ruhr-Universität Bochum: Der 
Personalrat der Ruhr-Universität 
Bochum hat von der Fragebogen- 

Personalratswahlen an der Ruhr-Universität fanden bisher stets weit- 
gehend unbeachtet von der universitären Öffentlichkeit statt. Seitdem 
nun infolge der Initiativen der sehr aktiven ÖTV-Abt. RUB die nicht- 
wissenschaftlichen Mitarbeiter als gleichberechtigte Mitglieder der Hoch- 
schule anerkannt und an den Selbstverwaltungsorganen beteiligt wur- 
den, können die nun bevorstehenden Personalratswahlen an der RUB 
des Interesses einer breiteren Öffentlichkeit sicher sein. 

aktion der Gewerkschaft ÖTV in- 
nerhalb der Ruhr-Universität 
Kenntnis erhalten. 

Er legt Wert auf die Feststellung, 
daß der Personalrat an dieser Ak- 
tion nicht mitgewirkt hat und sie 
auch nicht seiner Initiative ent- 
springt. 

Der Personalrat erklärt ferner 
ausdrücklich, daß er sich ständig 
bemüht hat — und dies wird auch 
in Zukunft der Fall sein — seine 
Arbeit gegenüber jedermann ent- 
sprechend den geltenden Bestim- 
mungen des Landespersonalvertre- 
tungsgesetzes Nordrhein-Westfa- 
len sowie den sonstigen Gesetzen, 
Verordnungen, Erlassen und Tarif- 
verträgen zu erfüllen (Vgl. §§ 54 
Abs. 1, 55 LPVG). 

Der Personalrat fühlt sich jeder- 
zeit der Wahrung des Arbeitsfrie- 
dens innerhalb der Ruhr-Universi- 
tät Bochum verpflichtet. 
Bochum, den 24. September 1.969. 

gez. Dr. Horst Rohling 
(Vorsitzender des Personalrates) 

Empfänger dieser hektographier- 
ten „Stellungnahme" waren die 
nichtwissenschaftlichen Mitglieder 
der RUB, von denen viele die plötz- 
liche Aktivität des Personalrates 
bestaunten. 

MANGELNDE AKTIVITÄT 
Auf Betreiben der DAG-Dame 

Armgard Seher fand die erste Son- 
dersitzung des Personalrates in die- 
ser Legislaturperiode (1967—70) 
statt, die dann mit o. a. Stellung- 
nahme endete, die unverständlich 
erscheinen mußte, da der Personal- 
rat sich darin gegen Vorwürfe ver- 

teidigen zu müssen glaubte, die nie- 
mand erhoben hatte. 

Vorausgegangen war wenige Tage 
zuvor eine Fragebogenaktion der 
Gewerkschaft ÖTV, Abt. Ruhr-Uni- 
versität, in deren Rahmen zwei 
Fragen die Arbeit des Personal- 
rates betrafen. Diese Fragen laute- 
ten: „Welche Erfahrungen haben 
Sie mit der Tätigkeit des Personal- 
rates gemacht?" und „Welche Vor- 
schläge haben Sie für die Tätigkeit 
des Personalrates?" BSZ v. 9.10. 69. 

Diese neutralen Fragen müssen 
den Personalrat aus dem Konzept 
gebracht haben, denn anders läßt 
sich diese spektakuläre Sondersit- 
zung mit abschließender Stellung- 
nahme nicht erklären. 

Tatsächlich richtete sich die Kri- 
tik der nichtwissenschaftlichen Mit- 
arbeiter der RUB zunehmend ge- 
gen die mangelnde Aktivität der 
Personalratsmehrheit, gegen die 
eine aktive Minderheit sich häufig 
genug nicht durchsetzen konnte. 
Der besondere Einsatz des PR-Mit- 
gliedes W. Baese (ÖTV) bei der Er- 
stellung der „Denkschrift zur Si- 
tuation des technischen Personals 
an der RUB" fiel erheblich aus dem 
Rahmen der gewohnten PR-Tätig- 
keit heraus. 

Die Kritik der nichtwissenschaft- 
lichen Mitglieder der RUB ist in 
folgenden drei Punkten zusammen- 
zufassen: 
1. Personalrat ist weitgehend un- 
bekannt geblieben. Es fehlt der 
Kontakt am Arbeitsplatz (Betriebs- 
begehungen). 
2. Unzureichende Aufklärungsar- 
beit, fehlende Information der Mit- 
arbeiter. 

3. Die Personalversammlungen 
werden nach wie vor wie Messen 
„zelebriert". Die Mitarbeiter wer- 
den mit langatmigen Rechen- 
schaftsberichten, statistischem Ma- 
terial u. ä. gelangweilt, obwohl die- 
se Berichte auch schriftlich vorge- 
legt und dann mündlich in einer 
Kurzfassung gegeben werden 
könnten. Durch diese Versamm- 
lungsregie wird eine Diskussion 
über echte Probleme der Personal- 
politik schon aus Zeitmangel und 
aus Mangel an Anknüpfungspunk- 
ten unmöglich. 

NEUWAHLEN 
Zur Neuwahl des Personalrates 

am 30. November und 1. Dezember 
1970: Für die Gruppe der Ange- 
stellten (7 Sitze) kandidiert neben 
der Gewerkschaft ÖTV (Liste der 
Angestellten der Abteilungen, Li- 
ste der Angestellten in Zentralen 
Einrichtungen) auch noch die DAG. 
Erstmalig ist eine sogenannte „freie 
Liste" Nichtorganisierter nicht 
mehr aufgestellt worden. 

Für die Arbeiter (3 Sitze) hat die 
Gewerkschaft ÖTV eine Liste auf- 
gestellt. Für die Beamten (3 Sitze) 
haben die Gewerkschaft ÖTV, der 
DBB und die DAG Listen aufge- 
stellt. 

Hierzu haben wir mit Interesse 
festzustellen, daß die DAG dadurch 
von ihrem bisher immer so laut- 
stark propagierten Organisations- 
prinzip, das auch bereits in ihrem 
Namen zum Ausdruck kommt, ab- 
weicht und damit das Organisa- 
tionsprinzip der Gewerkschaft ÖTV, 
Angestellte, Arbeiter und Beamte 
in einer Organisation zu vertreten, 
das sie bisher so energisch ablehnte, 
anerkennt. 

Es ist zu hoffen, daß die nicht- 
wissenschaftlichen Mitglieder der 
RUB erkennen, daß eine Zersplit- 
terung nach gruppenegoistischen 
Richtungen nur den Interessen des 
Arbeitgebers dient. Sp 

Zum 150. Geburtstag von Friedrich Engels 

Am 28. November jährt sich zum 150. Mal der Geburtstag von Friedrich Engels, dem Mitbegründer des wissenschaftlichen Sozia- 
lismus, des Marxismus-Leninismus. Engels als den zusammen mit Lenin von bürgerlicher Seite stets gegen Marx ausgespielten 
Mitschöpfer des historischen und dialektischen Materialismus „feiern" ist ein Stück Klassenkampf, genauer: ein Stück theoreti- 
scher Klassenkampf. Der Systemcharakter des Marxismus, seine Einheit, aber auch seine Wissenschaftlichkeit, sein revolutionä- 
rer Charakter, seine Anwendbarkeit als Waffe der Arbeiterklasse steht auf dem Spiel. Als Aufgabe steht an: stetige schöpferi- 
sche Aufarbeitung für die Praxis und nicht leblose Dogmengeschichte. Eigenartigerweise wird letztere haargenau durch diejeni- 
gen praktiziert, welche sich so lauthals gegen Dogmen wenden, nämlich die bürgerlichen Marxologen. Sie kommen über Marx-, 
Engels-, Lenin-Philologie nicht hinaus. Im Folgenden daher einiges zur gängigen westdeutschen Engels-Verfälschung. 

Besonders hervorgetan bei der 
Verfälschung des Engels'schen Bei- 
trags zum Marxismus hat sich 
Iring Fetscher, der gewissermaßen 
zum Prototyp „aufgeklärter" Marx- 
Kritik geworden ist. Er brachte ei- 
ne vielbeachtete Marx-Engels-Stu- 
dienausgabe (Fischer Verlag) her- 
aus, in der unter anderem einige 
Frühschriften von Marx und einige 
späte Arbeiten von Engels eklekti- 
zistisch' fehlinterpretiert und zum 
Anlaß genommen werden, umWider- 
sprüche zwischen Marx einerseits 
und Engels und Lenin andererseits 
zu konstruieren. 

Zunächst einmal behauptet Fet- 
scher, „daß durch Engels' verkürz- 
te (wenn auch nicht überall ver- 
kürzte) Auffassung der Dialektik 
und deren Übertragung auf die 
Deutung der Natur und naturwis- 
senschaftlicher Erkenntnisse der 
Weg für den Lenin-Stalin's eben 
Diamat" geebnet wurde. „Natur- 
philosophischer Dilletantismus" 

(Anti-Dühring) und „einseitig öko- 
nomischer Determinismus" (Ur- 
sprung der Familie) sind die zu- 
sätzlichen Thesen. 

Ohne nun inhaltlich auf die Na- 
turdialektik des Marxismus einge- 
hen zu können, soll hier kurz die 
Unsinnigkeit des von Fetscher kon- 
struierten Gegensatzes aufgezeigt 
werden. Was Marx betrifft, so ge- 
nügt hier die Erwähnung der Tat- 
sache, daß Marx jedes Wort im 
„Anti-Dühring" kannte und billig- 
te, daß er das 19. Kapital dieses 

Buches selbst schrieb und in einem 
Vorwort betonte, daß es sich bei 
diesem Werk „gewissermaßen um 
eine Einführung in den wissen- 
schaftlichen Sozialismus" hande- 
le ... Auch existieren inzwischen 
mehrere wissenschaftliche Arbeiten 
(z. B. Robert Steigerwald, Herbert 
Marcuses „Dritter Weg", Pahl-Ru- 
genstein-Verlag), die nachweisen, 
daß die wesentlichen Elemente von 
Engels' Dialektik der Natur im 
Grunde im Gesamtwerk von Marx 
entwickelt sind und daß die These 
von der objektiven Existenz der 
Dialektik in Natur und Gesell- 
schaft letztlich Bedingung dafür ist, 
daß gesetzmäßiger Fortschritt un- 
abhängig und außerhalb des Be- 
wußtseins der menschlichen Indi- 
viduen stattfindet. 

Was nun Engels' „einseitigen öko- 
nomischen Determinismus" in „Ur- 
sprung der Familie ..." angeht, las- 
sen wir Engels am besten selbst 
zur Frage der ökonomischen De- 
terminierung in letzter Instanz zu 
Wort kommen:   wir alle haben 
zunächst das Hauptgewicht auf die 
Ableitung der politischen, rechtli- 
chen und sonstigen ideologischen 
Vorstellungen und die durch diese 
Vorstellungen vermittelten Hand- 
lungen aus den ökonomischen 
Grundtatsachen gelegt und legen 
müssen... Es ist die alte Geschich- 
te: im Anfang wird stets die Form 
über dem Inhalt vernachlässigt, und 
der Fehler ist immer erst „post fe- 
stum" (hinterher) aufgestoßen... 
Damit zusammen hängt auch die 

blödsinnige Vorstellung der Ideolo- 
gen: weil wir den verschiedenen 
ideologischen Sphären, die in der 
Geschichte eine Rolle spielen, eine 
selbständige historische Entwick- 
lung absprechen, sprächen wir ih- 
nen auch jede historische Wirksam- 
keit ab. Es liegt hier die ordinäre 
undialektische Vorstellung von Ur- 
sache und Wirkung als starr ein- 
ander entgegengesetzter Pole zu- 
grunde, die absolute Vergessung der 
Wechselwirkung. Daß ein histori- 
sches Moment, sobald es einmal 
durch andere, schließlich ökonomi- 
sche Ursachen, in die Welt ge- 
setzt, nun auch reagiert, auf seine 
Umgebung und selbst seine eige- 
nen Ursachen zurückwirken kann, 
vergessen diese Herren oft fast ab- 
sichtlich." (Brief an Mehring, v. 
14. 7. 1893). 

Einen weiteren Ansatzpunkt zur 
Verfälschung von Engels findet Fet- 
scher in dessen letzter Arbeit, der 
Einleitung zur Marx' „Klassen- 
kämpfen in Frankreich". Fetscher 
behauptet, daß Engels hier die 
„Überlegenheit des friedlichen 
Kampfes mit dem Stimmrecht" be- 
tont und die parlamentarische De- 
mokratie nicht nur als die optima- 
le politische Voraussetzung für den 
friedlichen Übergang vom Kapi- 
talismus zum Sozialismus, sondern 
sogar als die politische Form für 
die nach revolutionäre Zeit bezeich- 
net habe. Er stehe damit deutlich 
im Gegensatz zu Marx wie auch 
Lenin, die beide von der Commu- 
ne-Verfassung ausgegangen seien. 

Zunächst einmal verschweigt 
Fetscher, unter welchen Bedingun- 
gen diese letzte Engelssche Arbeit 
zustande kam und wie sie von den 
Opportunisten entstellt wurde. Bei 
der Veröffentlichung seiner „Ein- 
leitung" war Engels gezwungen, auf 
die Meinung der Parteiführung in 
Deutschland Rücksicht zu nehmen, 
die im Zusammenhang mit der Vor- 
bereitung für ein erneutes Aus- 
nahmegesetz gegen die Sozialisten 
von ihm verlangte, der Arbeit eine 
mildere, vorsichtigere Fassung zu 
geben. Daß eine solche mildere 
Fassung Engels selbst nicht be- 
hagte, zeigt ein Brief an Kautzky 
vom 25. März 1895, in dem er 
schreibt: „Mein Text hat einiges 
gelitten unter umsturzvorlagen- 
furchtsamlichen Bedenken unserer 
Berliner Freunde, denen ich unter 
diesen Umständen wohl Rechnung 
tragen mußte." Einige Führer der 
deutschen Sozialdemokratie be- 
gnügten sich jedoch mit dieser Ab- 
milderung der Engelsschen Fassung 
nicht. Sie veröffentlichten im „Vor- 
wärts", dem Zentralorgan der SPD, 
einen derartig zurechtgestutzten 
Auszug, daß Engels — wie er em- 
pört an Kautzky schrieb — als 
friedfertiger Anbeter der Gesetz- 
lichkeit dargestellt wurde. 

Wenn Fetscher die Dinge so dar- 
zustellen versucht, als habe sich 
Engels mit der Unterstützung 
friedlicher Formen des revolutio- 
nären Kampfes von Marx und von 
der Diktatur des Proletariats di- 
stanziert, so muß man ihn darauf 
hinweisen, daß Marx keineswegs 

einen endgültigen Gegensatz von 
Diktatur des Proletariats und fried- 
licher Entwicklung annahm: „Der 
Arbeiter muß eines Tages die po- 
litische Gewalt ergreifen, um die 
neue Organisation der Arbeit auf- 
zubauen ... Aber wir haben nicht 
behauptet, daß die Wege, um zu 
diesem Ziel zu gelangen, überall 
dieselben seien. 

Wir wissen, daß man die Insti- 
tutionen, die Sitten und die Tra- 
ditionen der verschiedenen Länder 
berücksichtigen muß, und wir leug- 
nen nicht, daß es Länder gibt, wie 
Amerika, England ..., wo die Ar- 
beiter auf friedlichem Weg zu ih- 
rem Ziel gelangen können. Wenn 
das wahr ist, so müssen wir auch 
erkennen, daß in den meisten Län- 
dern des Kontinents der Hebel un- 
serer Revolution die Gewalt sein 
muß ..." (MEW, Bd. 18, S. 160). 

Unabhängig von der konkreten 
Einschätzung von Marx (über Ame- 
rika und England usw.), kann man 
zumindest sagen, daß der von Fet- 
scher konstruierte Gegensatz hier 
dokumentarisch widerlegt ist. 

Die wesentliche Verfälschung von 
seiten bürgerlicher Marx-Töter be- 
steht in der These, erst Lenin ha- 
be die Frage der straff organisier- 
ten Partei des Proletariats aufge- 
worfen. Auch wenn richtig ist, daß 
erst Lenin diese Frage umfassend 
beantwortet hat, weil sich ihm das 
Problem in zugespitzter Form stell- 
te, so widerspricht doch diese The- 
se dem praktischen Kampf, den 
Marx und Engels zeit ihres Lebens 
für die Organisierung der Arbei- 
terklasse geführt haben. Engels 
selbst schrieb in einem seiner letz- 
ten Werke: „Damit am Tage der 
Entscheidung das Proletariat stark 
genug ist, zu siegen, ist es nötig — 
und das haben Marx und ich seit 
1847 vertreten —, daß es eine be- 
sondere Partei bildet, getrennt von 
allen anderen und ihnen entgegen- 
gesetzt, eine selbstbewußte Klas- 
senpartei." (MEW, Bd. 37, S. 326). 

Marx und Engels haben die Leh- 
re von der Partei im Zusammen- 
hang mit den konkreten Bedingun- 
gen des Klassenkampfes, im Zu- 
sammenhang mit der Herausbil- 
dung der Möglichkeiten und der 
wachsenden Notwendigkeit für eine 
selbständige proletarische Partei 
entwickelt. Lenin hat diese Lehre 
unter den Bedingungen des Im- 
perialismus dann weiterentwickelt. 

Zum Abschluß bleibt zu sagen, 
daß dem Kampf gegen bürgerliche, 
marxologische Versuche den wis- 
senschaftlichen Sozialismus in ei- 
nem theoretischen „roll-back" zu 
verfälschen, ihn aufzuweichen oder 
wesensfremde Inhalte in ihn hin- 
einzutragen wachsende Bedeutung 
zukommt. Ideologischer Kampf in 
diesem Zusammenhang ist gleich- 
zeitig Kampf gegen den bürgerli- 
chen Antikommunismus und sei- 
nen Zwilling den Antisowjetismus. 
Besonders an den Hochschulen, wo 
die exponiertesten Ideologieliefe- 
ranten des Systems arbeiten ist 
dieser Kampf unmittelbarer Be- 
standteil der politischen Praxis. 
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Kalten Krieg beenden 
Angeregt durch die Deutsche Friedens-Union wenden sich zahlreiche 
Persönlichkeiten aus Nordrhein-Westfalen mit folgendem Appell an den 
NRW-Kultusminister und alle im Schul- und Bildungswesen Tätigen: 

Die Unterzeichnung des Vertra- 
ges über Gewaltverzicht und Zu- 
sammenarbeit zwischen der Bun- 
desrepublik Deutschland und der 
Union der Sozialistischen Sowjet- 
republiken wird mit Recht als ein 
bedeutsames Ereignis europäischer 
Nachkriegsentwicklung angesehen. 
Dieser Vertrag muß jetzt, wie auch 
Bundeskanzler Brandt sagt, mit Le- 
ben gefüllt werden. Daran müssen 
alle mitwirken, die an Versöhnung, 
Entspannung und Sicherheit in 
Europa interessiert sind. 

Ausgehend von der in Artikel 
3 des Vertrages festgelegten Un- 
verletzlichkeit der gegenwärtigen 
Grenzen — „einschließlich der 
Oder-Neiße-Linie, die die West- 
grenze der Volksrepublik Polen bil- 
det, und der Grenze zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und 
der Deutschen Demokratischen Re- 
publik" — sollte nunmehr mit der 
öffentlichen Propaganda gegen die- 
se Grenzen und der Forderung 
nach ihrer Revision im Schulun- 
terricht und in der Erwachsenen- 
bildung endgültig Schluß gemacht 
werden. 

Seit Jahren wenden sich verant- 
wortliche Pädagogen gegen die Dis- 
kriminierung der östlichen Nach- 

barn in den Lehrbüchern und im 
Unterricht unserer Schulen sowie 
in bestimmten Vortragsreihen bei 
einigen Volkshochschulen unseres 
Landes. Diese Diskriminierung wi- 
derspricht sowohl dem Wortlaut als 
auch dem Geist des von Bundes- 
kanzler Brandt und Außenminister 
Scheel unterzeichneten Vertrages. 
Statt dessen sollte der Artikel 7 
(2) der NRW-Landesverfassung re- 
alisiert werden: „Die Jugend soll 
erzogen werden im Geiste der 
Menschlichkeit, der Demokratie und 
der Freiheit, zur Duldsamkeit und 
zur Achtung vor der Überzeugung 
des anderen, in Liebe zu Volk und 
Heimat, zur Völkergemeinschaft 
und Friedensgesinnung." 

„Wir wenden uns an Sie, sehr ge- 
ehrter Herr Minister, sowie an alle 
im Schulwesen und in der Erwach- 
senenbildung unseres Landes Tä- 
tigen, dafür zu sorgen, daß in den 
öffentlichen Bildungseinrichtungen 
Nordrhein-Westfalens nicht länger 
gegen die Verfassung und gegen den 
Geist des Moskauer Vertrages ge- 
lehrt wird." 

Diese Resolution wurde u. a. auch 
vom Vorstand der Studentenschaft 
an der Ruhr-Universität Bochum 
unterzeichnet. 

Qontacte 

Institut 

Bochum Kortumstr. 45 I. Etage 
Anpassung unsichtbarer Augengläser 
bestverträgliche Kunststoff-Kleinstlinsen 
des bewährten Systems Müller-Welt 
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Schwarze Bretter 

Die schwarzen Bretter in der Mensa der RUB — vorgesehen für 
Ankündigungen studentischer Vereinigungen und für studen- 
tische Aushänge — sind neu vergeben worden. 

Die schwarzen Bretter für stu- 
dentische Vereinigungen und Ver- 
anstaltungen sind fest zugeteilt; 
wer eine Aushangfläche wünscht, 
möchte sich mit dem Asta in Ver- 
bindung setzen; wild gehängte Pla- 
kate werden entfernt. 

Für studentische Aushänge sind 
8 schwarze Bretter vorgesehen und 
zwar je 4 Bretter neben der Cafe- 
teria im Mensa-Foyer und im Ost- 
ausgang (neben der Herrentoilette). 

Diese schwarzen Bretter werden 
eingeteilt in folgende Kategorien: 
— Kaufgesuche (2) 
— Verkaufsangebote (2) 
— Wohngesuche und -angebote (1) 

— Mitfahrgelegenheiten (1) 
— Bekanntschaften u.a. (1) 
— Sonstiges (Nachhilfestunden, 

Schreibarbeiten u.ä.) (1) 
Es wird dringend darum gebeten, 

1. die Aushänge an die richtigen 
Bretter zu hängen und 2. die Zettel 
mit dem genauen Datum zu verse- 
hen; es hängen z. Zt. noch Zettel 
von Anfang 1969 an den Brettern. 
Hierdurch soll es ermöglicht wer- 
den, die Aushänge regelmäßig aus- 
zumisten und so einen aktuellen 
Stand zu erhalten. Die Zettel sollen 
nicht länger als vier Wochen hän- 
genbleiben; — falls erforderlich, 
muß also ein neuer Aushang ge- 
macht werden. 

Öff. Fakultätssitzungen 
nach der vor genau 17 monaten 
verabschiedeten universitäts- (sog. 
„biedenkopf"-)verfassung der rub, 
soll an stelle der alten fakultät 
(alle Professoren, 2 Studenten, 2 
assistenten) als entscheidungsgre- 
mium der abteilungen eine abtei- 
lungsversammlung treten, die zu- 
mindesten drittelparitätisch und öf- 
fentlich sein soll. 

der Verfassungsauftrag nach ab- 
lösung der fakultäten als überkom- 
mene herrschaftsinstrumente der 
Professoren wurde bislang nicht er- 
füllt; er scheiterte an widerstand 
der Professoren, die wohl kampf- 
los ihre Privilegien nicht aufgeben 
wollen. 

erschreckend ist jedoch, daß z. z. 
immer noch die meisten fakultäten 
nicht öffentlich tagen; die zwei Stu- 
dentenvertreter (zumeist gute 
mauschier) dürfen auch nur bei 
„studentischen angelegenheiten" 
anwesend sein und bekommen zer- 
schnippelte Protokolle. 
DIESES VÖLLIG UNDEMOKRA- 
TISCHE RELIKT SOLLTE UMGE- 
HENDST ABGESCHAFFT WER- 
DEN!! 

jeder Ordinarius, der glaubt, 
durch das „rote" tuch Öffentlichkeit 
in seinen rechten beschnitten zu 
werden, mag sich bei seinen sonst 
ja nicht so unbedingt fortschrittli- 
chen juristischen kollegen erkundi- 
gen. 
die juristische fakultät ließ aus 
angst vor der Öffentlichkeit im ja- 
nuar 1969 mehrfach anberaumte 
Sitzungen platzen, gab dann aber 
doch nach und würde heute auf die 
liebgewordene studentische Öffent- 
lichkeit bei fakultätssitzungen nur 
noch ungern verzichten. 

denn es ist ein rührendes bild, 
wenn die „reaktionären Professo- 
ren" und die „revolutionären ge- 
nossinnen und genossen" von der 
roten zelle rechtswissenschaften 
friedlich über eine ausleihordnung 
diskutieren. 

enthaltet dieses glück nicht mehr 
anderen Professoren und Studen- 
ten! 

asta und fachschaften sollten so 
schnell wie möglich die Öffentlich- 
keit in den fakultätssitzungen 
durchsetzen. ee 

Freiwilligensport 

an der Ruhr-Universität Bochum im Wintersemester 1970/71 

Basketball 
Boxen 

Faustball 
Fechten 
Fußball 

Gymnastik 

Handball 
Hockey 
Judo 
Karate 

Stu/Sti/W.M. 
Stu 

Stu/m. USC 
Stu/Sti 
Stu/W.M. 
Stu 
Sti 
Sti/W.M. 
Sti 
Stu/W.M. 
Stu/W.M. 
Stu/Sti/Anf.+Fortg. 
Stu/Sti 

Konditions- u. Stu/Sti 
Krafttraining 

Leichtathletik Stu/Sti/W.M. m. USC 

Reiten 

Rudern 
Schach 

Schwimmen 

Tennis 
Tischtennis 
Turnen 

Volleyball 

Stu/Sti 
Anf. 
Fortg. 
Stu/Wi.-Training 
Stu/Sti 

Stu/Sti/DLRG 
Stu/Sti 
Stu/W.M. 
Stu/Sti 
Stu/W.M. 

Stu/Sti/W.M. 
Stu/Sti 

Mo 
Di 
Do 
Mi 
Mo 
Fr 
Fr 
Do 
Di 
Mi 
Do 
Mi 
Mi 
Di 
Fr 
Mo 
Mi 
Fr 
Di 
Do 
Di, Mi, Do 

18.00 

Fr 
Di 

Di 
Do 
Mi 
Do 
Di 
Do 
Mo 
Fr 

20.00—22.00 Ma I 
20.00—22.00 GY 
18.00—20.00 KR 
19.00—20.00 Ma 
19.00—22.00 GY 
19.00—20.00 Ma 
18.00—19.00 Ma 
18.00—19.00 Ma I 
18.00—20.00 GY 
20.00—22.00 GY 
21.00—22.00 Ma 
21.00—22.00 Ma 
18.00—20.00 GY 
21.00—22.00 Ma II 
20.00—22.00 Ma I 
18.00—20.00 KR 
18.00—20.00 KR 
21.00—22.00 KR 
18.00—21.00 Ma 
19.00—21.00 Ma 

n. V. 
19.00 Herb 

19.00—20.00 Herb 
17.15—18.45 Ma II 
18.00—23.00 Gastst. 

Grunew. 
19.30—20.30 Nb 
20.00—21.00 Ob 
20.00—21.00 Ma 
18.00—22.00 GY 
20.00—22.00 Ma III 
20.00—22.00 Waldschule 
20.00—22.00 Ma II—III 
20.00—22.00 Ma II—III 

Abkürzungen: GY = Gymnastikhalle d. IfS, Sporthalle Markstr. 
Herb = Reitanlage „Birkenhof", 

Herbede-Durchholz, Deitermannskamp 
KR = Kraftraum des IfS, Sporthalle Markstraße 
Ma = Sporthalle des IfS an der Markstraße 
Nb = Nordbad der Stadt Bochum in Gerthe 
Ob = Ostbad der Stadt Bochum in Langendreer 

W.M = Wettkampfmannschaft 
Stu = Studenten 
Sti = Studentinnen 

An Übungsstunden der Wettkampfmannschaften können nur Stu- 
denten bzw. Studentinnen teilnehmen, ansonsten jeder Angehörige 
der RUB. 
Weitere Auskünfte: Sportreferat der RUB, Overbergstraße 15 

Telefon 399/22 95 
Sprechstunde: Di 13.00—14.00 Uhr 

IfS in die Sackgasse! 
Das Institut für Sportwissenschaf- 
ten an der Overbergstraße lebt z. Z. 
mit der hohen Studentenzahl von 
700 in den wohl schlimmsten räum- 
lichen Verhältnissen aller Abtei- 
lungen der RUB — ein provisori- 
sches Provisorium. 

Die endgültigen Gebäude fürs 
IfS werden jedoch wohl erst 1975 
fertiggestellt sein: das Raumpro- 
gramm wird erst Ende dieses Jah- 
res in Düsseldorf verabschiedet; 
dann erfolgt eine 2jährige Planung 
(die sich mit etwas gutem Willen 
allerdings um 1 Jahr verringern 
ließe!); anschließend muß mit einer 
2-3jährigen Bauzeit gerechnet wer- 
den. 

Jetzt soll das IfS, dessen Provi- 
sorium an der Overbergstraße kaum 
noch einen ordentlichen Lehrbe- 
trieb zuläßt, in ein noch beschisse- 
neres Provisorium gesteckt werden: 
das Sammclgebäude soll umgehend 
in ein Studentenwohnheim umge- 
rüstet werden (wozu es gebaut wur- 
de); das IfS soll daher — so hat 
es Herr See! (Kanzler) beschlossen 

— in die Baracke II einquartiert 
werden. Hier könnten allerdings, 
nicht die Bücherei, die technischen 
Anlagen und die Werkstätten un- 
tergebracht werden; die damit ein- 
tretenden Verhältnisse würden den 
Betrieb am IfS völlig lahmlegen. 

Es ergeben sich somit folgende 
Forderungen: 
— der liebe Herr Seel sollte mal 
lernen, sich um universitäre Ange- 
legenheiten zu kümmern; außer- 
dem muß er dafür sorgen, daß Pla- 
nung und Anlagen für das IfS sich 
nicht bis 1975 hinziehen; 
— für das IfS ist es unmöglich, in 
die Baracke II umzuziehen; die 
Studenten müssen sich bis Ende 70 
damit abfinden, daß 30 Zimmer des 
Studentenwohnheims Overberg- 
straße vorerst noch durch das IfS 
belegt bleiben; 
— der Herr Seel kümmert sich um- 
gehendst darum, daß dem IfS bis 
1975 ein mehr als vollwertiger Er- 
satz für das Provisiorium an der 
Overbergstraße zur Verfügung ge- 
stellt wird. ee 

3x Entwicklungshilfe 

Der Schwarze : unsere Brüder danken euch .. . 
Drei Weiße : für was? 
Der Schwarze : für den Schlafanzug ... 
1. Weißer : den mein Volk . . . 
2. Weißer : euch Unterentwickelten ... 
3. Weißer : geschenkt hat. 
Der Schwarze : eure Güte war aber noch größer, denn . . . 
1. Weißer : wir haben euch auch noch Waffen . .. 
2. Weißer : geschenkt, die euch . . . 
3. Weißer : schlaflose Nächte bereiten. 

Für Biafra, Indien usw. werden immer wieder Hilfsaktionen gestartet, 
die u. a. mit Bildmaterial von ausgehungerten Kindern usw. arbeiten. 
So werden vollgefressene Wohlständler veranlaßt, Groschen in Sammel- 
büchsen zu tun, damit die Not der armen Negerkinder gelindert werde. 
Aber es ist nicht mehr damit getan, solche Geschöpfe nur abzubilden. 
Man muß sich so ein paar verhungernde Kinder schon irgendwie besor- 
gen, und damit vor die Kaufhäuser gehen und sie dem Volke zeigen, in 
einem Käfig am besten. Aber nicht nur einen, sondern an die Stücker 
dreißig bis vierzig. Alles soll ein Gestank sein, und die Leute werden die 
Kaufhäuser meiden oder auch nicht. 
Jedenfalls wird es eine Sensation sein, und die Leute werden die Not 
hoffentlich wirklich abzuschaffen versuchen. Und nicht mit ein paar Gro- 
schen ihr nicht vorhandenes Gewissen beruhigen. 

kann man nicht auch zum beispiel napalmleichen so konservieren, daß 
man sie in einem gläsernen gefäß bzw. in durchsichtigen gefäßen während 
der Hauptverkehrszeit auf den Straßen zur schau stellt und dazu schilder 
aufstellt, wo drauf steht: abgerüstet war' das nicht passiert! und: wir 
deutschen müssen eine schlagkräftige Verteidigung haben!! zur mittags- 
zeit schleppt man die toten vor die feinen restaurants und nach feier- 
abend vor die bierkneipen. 
die leute sollen sich doch wirklich einmal echt empören!!! keiner soll mehr 
beim mit tagessen berichte aus Vietnam, brasilien usw. lesen können, denn 
jeder wird wissen, daß es schlimmer ist, als es bilder zeigen können, und 
vielleicht werden die leute den Wahnsinn erkennen, der bis jetzt herrscht 
und endlich WIRKLICH ETWAS DAGEGEN TUN ! ! ! NeBL 
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ST.GALLEN »Deutsche Lizenz * 

Kaufen Sie 
Tabak - Zeitungen 
Spirituosen 
Lebensmittel 
Brot + Backwaren 

Innkhatte Kotthoff 
(Mensaparkplatz) 
Neu: 

ßusfahrkarlen aller /If/ 

TERMINE 

SHB 
öffentliche 
Mitgliederversammlungen 
montags, 18 Uhr, 
Baracke 1, Zimmer 1 
öffentliche Schulung, 
donnerstags, 18 Uhr, 
Baracke 1, Zimmer 1 

SPARTAKUS 
öffentliche 
Mitgliederversammlungen 
und Schulungen 
(alle 14 Tage abwechselnd) 
donnerstags, 18 Uhr, 
IA 5/88 

JUNGE GARDE 
Mitgliederversammlungen 
jeden Mittwoch, 18 Uhr, 
BSZ-Raum 

FHV 
Mitgliederversammlungen 
jeden Freitag, 17 Uhr, 
AStA 

NIGGEMEYER 

Das vielseitige Fachgeschäft für die Amateur- und Berufsfotografie 

463 Bochum - Luisenstraße 12-14 - Borgmannstraße 2 
Telefon (0 23 21) 1 60 84 - Telex 8 25 709 

FOTO- UND FILMFREUNDE 
werden von uns aufmerksam betreut 

Freedom for Mary Jane 

Vor genau einem Jahr veranstaltete die juristische Fachschaft 
eine Podiumsdiskussion über die Schädlichkeit von Marihuana. 
Die medizinischen und juristischen Experten sprachen sich da- 
mals dafür aus, daß wegen der immer noch nicht festgestellten 
Schädlichkeit von Haschisch eine Freigabe oder zumindest eine 
stillschweigende Duldung des Hasch-Rauchens erfolgen sollte, 
bis 1972 (so hieß es damals) die seit Jahren laufenden Unter- 
suchungen über eine (als einzige noch nicht hundertprozentig 
ausgeräumte) Erbträgerschädigung abgeschlossen seien. 

ÖTV an der Universität 
Zur Information: 
Die Gewerkschaft ÖTV, Abteilung 
Ruhr-Universität, hat jetzt 510 
Mitglieder. Damit hat sie ihren Or- 
ganisationsstand innerhalb von 
drei Jahren von 7 Prozent auf na- 
hezu 50 Prozent steigern können. 

Die DAG hat an der RUB ca. 
40 Mitglieder. Das entspricht dem 
Organisationsstand beider Organi- 
sationen auf Bundesebene: Die Ge- 
werkschaft ÖTV hat 972 000, die 
DAG 90 000 (neunzigtausend) Mit- 
glieder im öffentlichen Dienst. 

lediglich kriminalkommissar bork 
vom rauschgiftdezernat dortmund 
sprach sich damals gegen diese lok- 
kerung aus; — nicht wegen der 
Schädlichkeit von hasch, sondern 
lediglich, um das „händlerunwe- 
sen" noch bekämpfen zu können. 
VON DIESER LIBERALITÄT — 
DAMALS NOCH IN ALLER MUND 
— IST HEUTE NICHT IM GE- 
RINGSTEN MEHR DIE REDE. 

Haschisch und Marihuana — als 
canabisprodukte, sowieso schon 
fälschlicherweise unter das opium- 
gesetz fallend — sollen den bundes- 
deutschen jugendlichen radikal ab- 
gewöhnt werden. 

hierzu bietet sich — aber auch 
allen wissenschaftlichen und empi- 
rischen erkenntnissen des straf- 
rech ts und des Strafvollzugs zuwi- 
der — für einen so „demokrati- 
schen" staat wie die brd ein ein- 
faches Mittel an: man kriminali- 
siert die abzugewöhnenden Verhal- 
tensweisen und versucht, durch — 
erschreckende — erhöhungen des 
Strafmaßes ein inzwischen schon ge- 
sellschaftlich fest verankertes ver- 
bal tensmuster radikal zu eleminie- 
über die Ursache dieses Verhaltens 
ren, ohne auch nur einen gedanken 
zu verlieren. 

in gesetzentwürfen des bundes- 
kabinetts und der edu/esu-fraktion 
sind vorgesehen: 

anhebung des Strafmaßes von 
bislang geldstrafe bis drei Jahre 
gefängnis auf nunmehr mindestens 
ein Jahr bis zu zehn jähre gefäng- 
nis (das bedeutet Wegfall der mög- 
lichkeit des aussetzens der strafe 
zur bewährung; 
— ausweitung der tatbestandsvor- 
aussetzungen jetzt auch auf den 
persönlichen gebrauch von Ha- 
schisch — während bisher die 
rauschgiftdezernate die „kleinen 
fische" laufen ließen und sogar ein 
bochumer polizeikommissar Studen- 
ten kleine gebrauchsmengen anbot, 
soll nunmehr jeder wie ein Verbre- 
cher bestraft werden, der auch nur 
ein gramm stoff bei sich hat. 
WARUM DIESER GESINNUNGS- 
WANDEL? 

keineswegs hat sich inzwischen 
herausgestellt, daß haschisch ge- 
sundheitsschädigend oder süchtig- 
machend ist; im gegenteil ist hasch 
weniger schädlich als die seit jäh- 
ren freigegebene pille. 

der grund ist, daß die herrschen- 
den der meinung sind, daß ha- 
schisch nur eine umsteigedroge ist 

»Sport ist eine der Stützen des Systems, weil es die Aggressio- 
nen der Massen da entlädt, wo sie politisch ungefährlich sind." 

trimmt euch durch sport, kommi- 
litoninnen und kommili tonen, 
macht eure körper wieder fit, ge- 
nossinnen und genossen!!! — beim 
freiwilligensport der rub werden 
20 verschiedene arten von körper- 
ertüchtigung angeboten. 

doch halt — bevor ihr eure kör- 
Per stählt, überlegt euch, warum 
ihr das tun wollt. 

manchmal hat man den eindruck, 
als ob die aktion „trimm dich"durch 
sport" nicht vom dsb, sondern von 
Sportartikelfabrikanten aufgezogen 
wird — schließlich muß man, bevor 
man trimmen kann, für eine leicht- 
athletikausrüstung gute 200 dm 
und für eine skiausrüstung min- 
destens 700 dm auf den ladentisch 
des sporthändlers blättern; — und 
zu beginn 71 werden alle Sportar- 
tikel schon wieder um ca. 10 Pro- 

zent teurer (natürlich erst nach dem 
großen Weihnachtsgeschäft). 

warum wollt ihr euch denn über- 
haupt fit halten? 

kurz gesagt: sport ermöglicht es 
dem einzelnen, seine agressionen 
auf friedliche art loszuwerden und 
nicht dort, wo es dür das system 
gefährlich werden könnte, nämlich 
am arbeitsplatz. 

und sport dient dazu, bei allen 
die notwendigkeit des leistungs- 
prinzips wachzuhalten, was -— wenn 
sich die konkurrenz des wettkampfg 
auf den arbeitsplatz überträgt 
zu einem idiotischen, selbstzerstö- 
rerischen konkurrenzkampf unter 
den unterdrückten führt, fitness ist 
inzwischen ein wichtiger bestands- 
teil des kapitalistischen systems ge- 
worden. 

ALSO KEINEN SPORT TREI- 
BEN!!! — ??? HALT! — jeden tag 
lest ihr in den Zeitungen, daß ir- 
gendein 40jähriger Politiker wegen 
Überarbeitung den zweiten herzin- 
farkt gekriegt hat und für ein hal- 
bes jähr außer gefecht gesetzt ist. 

liebe genossinnen und genossen, 
wie wollt ihr gegen dieses system 
kämpfen, wenn ihr rein körperlich 
den kämpf nicht aushaltet? 
ihr sollt euch überlegen, ob ihr 
euch doch nicht überwindet und 
sport treibt, ihr haltet euch fit für 
den Klassenkampf und könnt außer- 
dem — wenn ihr in Sportvereinen 
seit — die armen von sadistischen 
„trainern" verführten jugendlichen 
davon überzeugen, daß es in unse- 
rer gesellschaft wichtigere Pro- 
bleme gibt, als möglichst nah an 
die leistungen von franzl beckcn- 
baucr oder kurt bendlin heranzu- 
gelangen. ee 

.Es ist gut, Erwin, wenn du Sport treibst, dann vergeht die böse Lust nach den Weibern" 

auf opium oder besonders heroin, 
zugegebenermaßen ist fixen Selbst- 
mord und sollte nach möglichkeit 
verhindert werden, doch das schafft 
man nicht, indem man jugendliche, 
die haschen, um der mörderischen 
leistungsgesellschaft zu entgehen, 
wie Verbrecher behandelt. 

gleichzeitig muß man aber auch 
berücksichtigen, daß hasch ein mit- 
tel zur endpolitisierung und damit 
reintegration in die gesellschaft 
darstellt. 

hasch führt genauso (wenig) zu 
Versklavung und umsteigen (wie 
immer behauptet wird), wie der le- 
galisierte alkohol. daß dennoch eine 
solche unsinnige gesetzliche Ver- 
schärfung durchgesetzt werden soll, 
ist nur damit zu erklären, daß der 
staat lieber zu faschistischen maß- 
nahmen greift (vgl. gesetze, Vor- 
beugehaft usw.), um gesellschaftli- 
che konflikte zu lösen, als sich um 
die gründe und Hintergründe für 
die konflikte zu kümmern. 
DIE STRAFVERSCHÄRFUNG BEI 
HASCHISCH "ERINNERT NUR 
ALLZUGUT AN DIE „STRAF- 
RECHTSREFORMEN" IM DRIT- 
TEN REICH; — heil strobel! 

der asta wird sich bemühen, noch 
im dezember eine großveranstal- 
tung zu diesem problem durchzu- 
führen. op 

Klatsch - Tratsch 
die parkplatznot wird von linken 
gruppen befürwortet, damit den 
Studenten ihre eingeengte und 
hilflose Situation einmal mehr klar 
wird. 

alle Kartoffeln müßte man haben 
. .. und dann schwein sein!! 

spartakus hat die nettesten mäd- 
chen, dafür hat der ksb/ml den 
immer lächelnden mao. 

SO IST DAS IM RECHTSSTAAT: 
für die verbrechen 
der gesellschaft 
an den jugendlichen 
werden die jugendlichen 
jetzt bestraft. 

die leute im shb sind doch nicht 
alle mit den eisels verwandt oder 
verschwägert. 

DER JUNGE MENSCH MUSS DA- 
VON AUSGEHEN, DASS ALLES, 
WAS ER SIEHT, VON IDIOTEN 
GEMACHT IST. 

zwischen den g- und m-gebäuden 
und der mensa wird ein kleinbus- 
verkehr eingerichtet; der fahrpreis 
soll laut bogestra für die einfache 
fahrt 2,30 DM nicht übersteigen 
(rote punkte gibt's im asta). 
die natur ist so eingerichtet, daß 
die Wirtschaft eine masse an ihr 
verdient. 

Klausuren und Hausarbeiten dienen 
dazu, den leistungsstand der Stu- 
dentinnen und Studenten festzu- 
stellen. 

* 
wir sind alle so fest in der frei- 
heitlich demokratischen grundord- 
nung verankert, daß wir uns kaum 
noch bewegen können. 

* 
DEN BESTECKKÄSTEN DER 
MENSA WERDEN LUPEN BEI- 
GEGEBEN, DAMIT MAN DAS 
FLEISCH UNTER DER SOSSE 
BESSER ERKENNEN KANN. 

die federung der autos ist gut, und 
man merkt nicht, wenn man eine 
Schnecke überfährt, 
vorausgesetzt, 
die Schnecke ist keine zwei meter 
groß. 

* 
wir werden an der rub alle aus 
dem osten ferngelenkt. . 
auch papalekas 
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